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I. PRUFUNGSAUFTRAG

Am 20. Dezember 1994 ist dem Landesrechnungshof durch

die Präsidialkanzlei des Steiermärkischen Landtages ein

von 21 Abgeordneten der sozialdemokratischen Landtags-

fraktion gestellter Antrag, mit der Zielsetzung, gemäß
§ 26 Abs. 2 Z 2 LRH-VG den Wasserverband Grenzland-

Südost sowie die Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH., vor einer allfälligen Fusion einer Gebarungs-

Prüfung zu unterziehen, übermittelt worden.

Die Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. hat mit

der Erklärung vom 12. Oktober 1994 der Gebarungskon-

trolle durch den Landesrechnungshof im Sinne des § 6

LRH-VG zugestimmt (Beilage l) .

Somit waren die erforderlichen Voraussetzungen, den oa.

Antrag zu entsprechen, erfüllt.

Die beiden Wasserversorgungsunternehmungen wurden je-

weils getrennt einer Gebarungsprüfung unterzogen. Hin-

sichtlich der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH.

wurde folgender Prüfungsauftrag formuliert:

"Stichprobenweise Prüfung der Gebarung

der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH."

Mit der Durchführung der Prüfung wurde die Gruppe l des

Landesrechnungshofes beauftragt.



Unter der Verantwortlichen Leitung von Landesrechnungs-

hofdirektorstellvertreter Wirkl. Hof rat Dr. Hans Lei-

kauf wurde die Prüfung von Reg. Rat Horst Lehner durch-

geführt.

Ort der Prüfungshandlungen war überwiegend die Be-
triebszentrale des Versorgungsunternehmens in Leibnitz,

Wasserwerkstraße 33.

Zur Prüfung wurden u. a. vorgelegt:

- die Finanzbuchhaltung mit den zugehörigen Belegen

- die Rechnungsabschlüsse der Ges. mbH.

- die Protokolle über Aufsichtsratssitzungen

- Protokolle zu ordentlichen und außerordentlichen Ge-

ner ai ver Sammlungen

- Gesellschaftsverträge, Verträge, Schriftverkehr

- Planungsunterlagen und Dokumente aus dem technischen

Bereich

- Kalkulationsgrundlagen zur Ermittlung der Wasserge-

stehungskosten und des Wasserverkaufspreises u. a. m.

Umfangreiche, für die Prüfung erforderliche Unterlagen
sowie Auskünfte wurden von den Landesdienststellen:

- Fachabteilung IIIb

- Rechtsabteilung 3

- Rechtsabteilung 1

beigebracht bzw. erteilt



Weitere Informationen wurden in Form von Erhebungen,

vor allem in der dominierenden Gesellschafterin der

Stadtgemeinde Leibnitz sowie, in eingeschränkter Form

in einzelnen Abnehmer- bzw. Kundengemeinden eingeholt.

Anzuführen ist, daß das geprüfte Unternehmen bereits

zweimal Gegenstand von Prüfungshandlungen durch den

Landesrechnunqshof war. Es ist darauf zu verweisen, daß

der Landesrechnungshof in seinem Prüfbericht GZ. : LRH

17 L 1-1991/5 "Überprüfung der Rechtsabteilung 7 im Zu-

sammenhang mit den an der Leibnitzerfeld Wasserversor-

gungs-Ges. mbH. beteiligten und involvierten Gemeinden"

ausführlich und umfangreich zu einzelnen wirtschaftli-

chen, betriebswirtschaftlichen und gesellschaftsrecht-

lichen Fragen, die das oa. Versorgungsunternehmen be-

treffen, Stellung genommen hat.

Der Landesrechnungshof hat im Zuge dieser im Jahre 1992

abgeschlossenen Prüfung eine Reihe von Verbesserungs-

Vorschlägen erstellt.

In Einzelfällen wird daher im gegenständlichen Prü-

fungsverfahren auf die Reaktionen der Leibnitzerfeld-

Wasserversorgungs-Ges. mbH. auf die seinerzeitig erfolg-

ten Vorschläge, in Einzelfällen über den gegenständli-

chen Prüfungsauftrag hinausgehend, eingegangen werden.



II. DIE KAPITALGESELLSCHAFT ALS GESELLSCHAFTSFORM EINES

WASSERVEIISORGUNGSÜNTERNEHMENS

l. Gründung der Ges. mbH.

Die Gründung des geprüften Wasserversorgungsunterneh-

mens in Form einer Kapitalgesellschaft ist, wie aus di-

versen Erhebungen des Landesrechnungshofes insbesondere

im Bereich des ehemaligen Umwelt- und Wasserwirt-

schaftsfonds in Wien ergeben haben, aus gesamtösterrei-

chischer Sicht als atypisch zu bezeichnen.

Wasserversorgungsunternehmungen, die einen relativ eng

umschriebenen und begrenzten Regionalraum zu versorgen

haben, sind üblicherweise in die Gesellschaftsform von

Genossenschaften, bei etwas größerem Ausdehnungsgebiet

in Form von Verbanden gekleidet.

Die im Jahre 1991 bereits vom Landesrechnungshof durch-

geführten Recherchen und Erhebungen, die mit der Ziel-

Setzung angestellt wurden, die Gründe und Motive der

maßgebenden Verantwortungsträger zur Wahl der Kapital-

gesellschaftsform zu ergründen, haben keine ausreichen-

de und griffige Begründung für diese Entscheidungen er-

geben.

Aus historischer Sicht haben bereits Mitte 1970 maßgeb-

liche Vertreter des heutigen Versorgungsgebietes sowie

Vertreter der Landesbaudirektion - vornehmlich aus dem

Referat für wasserwirtschaftliche Rahmenplanung - zahl-

reiche' Besprechungen und Sitzungen mit der Zielsetzung



abgehalten, ein überregionales Wasserversorgungsunter-

nehmen, ursprünglich noch in Verbandsform, zu gründen.

Nach wiederholten Versuchen, die Konstituierung eines

Verbandes zu beschließen, die aber insgesamt zu keinem

Ergebnis führten, wurde schließlich mit Wirkung vom

l. Jänner 1974, das ist das Datum der Errichtung des

Gesellschaftsvertracres, die vorliegende Gründung der

Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. als Kapital-

gesellschaft durchgeführt.

Festzustellen ist, daß die Initiative für die Vorberei-

tungshandlungen zur Gründung dieses überregionalen

Trinkwasserversorgungsunternehmens nahezu ausschließ-

lich von Fachleuten aus dem Gebiet der Wasserversorgung

und von Technikern gesetzt wurden. Wirtschaftliche

Aspekte, die die 'finanzielle Leistungsfähigkeit der

einzelnen Abnehmergemeinden zum Gegenstand gehabt hät-

ten, waren, wie schon im Jahre 1991 vom Landesrech-

nungshof festgestellt wurde, nicht erkennbar. Daraus

ist schlüssig und ableitbar, daß die Kapitalgesell-

schaft insgesamt und einzelne Äbnehmergemeinden im be-

sonderen, bis in jüngste Zeit mit wirtschaftlichen Pro-

blemen konfrontiert waren, die sich aus der Abdeckung

der . relativ hohen Errichtungskosten (Annuitäten-

Zahlungen etc. ) ergeben haben.

Wie schon im Landesrechnungshofbericht aus 1992 darge-

stellt wurde, waren aus keiner schriftlich festgehalte-

nen Dokumentation Gründe und Motive für die Wahl der

Unternehmensgründung in Form einer Kapitalgesellschaft-



Ges. mbH. zu ersehen oder auch nur andeutungsweise ab-

leitbar.

Die vom Landesrechnungshof im Zuge der mündlichen Erhe-

bungen bei ehemaligen Verantwortungsträgern eingeholten

Auskünfte haben ergeben, daß bis knapp vor der Errich-

tung des Gesellschaftsvertrages nahezu ausschließlich

die Verbandsform zur Diskussion gestanden war und erst

im allerletzten Moment - wie sich eine der maßgeblichen

Auskunftspersonen zu erinnern glaubte die "Freiheit der

Zwänge vor der Wasserrechtsbehörde und der Aufsichtsbe-

hörde", sowie höhere und größere Flexibilität in kauf -

männisch wirtschaftlicher Hinsicht, den Ausschlag zu-

gunsten der Kapitalgesellschaftsform gegeben haben.

Der Landesrechnungshof hat auch in dieser gegenständli-

chen Gebarungsprüfung folgende Themenkreise, die unmit-

telbar mit der Gesellschaftsform im Zusammenhang ste-

hen, näher zu beleuchten versucht:

. Kapitalausstattung und Liquiditätssituation der

Ges. mbH

. Permanente Unterdeckung

. Fragen der Kapitalaufstockung durch die Gesellschaf-

ter

. Problematik mit der im Gesellschaftsvertrag veranker-

ten Gemeinnützigkeit

. Tatsächliche und versuchte Einflußnahmen auf den Ge-

schäftsbetrieb durch politische Institutionen aus dem

Bereich der Gesellschaftergemeinden

. Tätigkeit des Aufsichtsrates.



2. Feststellungen zu den Gesellschaftergemeinden

Die Gesellschaft wurde mit 25. 10. 1973 errichtet und ist

unter der FN 66580 beim Firmenbuch des Landesgerichtes

für Zivilrechtssachen Graz (früher Handelsgericht) re-

gistriert.

Die Gesellschaft wird von drei Gesellschaftern, den

nachstehend angeführten Gemeinden, somit von Gebiets-

körperschaften, gebildet.

Gemäß der Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages
§ l bzw. § 5 - sind

die Stadtgemeinde Leibnitz mit einer Quote von 90 %

die Marktgemeinde St. Georgen/Stiefing
mit einer Quote von 5 %

und die Gemeinde Gabersdorf mit einer Quote von 5 %

am Stammkapital der Gesellschaft beteiligt.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt - seit 1974

gleichbleibend! 2, 222. 220, -- Schilling und wurde wie

folgt aufgebracht:

Stadtgemeinde Leibnitz
Bareinlage S 1, 000. 000, --
Sacheinlage S 1, 000. 000, --

Marktgemeinde St. Georgen/Stiefing
Bareinlage

S 2, 000. 000,-

111. 110,-

Gemeinde Gabersdorf

Bareinlage
Summe Stammkapital

S 111. 110,-
S 2, 222. 220,-



3. Feststellungen zur Gesellschaftsform

Zu der hier vorliegenden Gesellschaftsform sind folgen-

de Anmerkungen anzuführen:

. Der Zusammenschluß von drei Gebietskörperschaften

(Gemeinden) zu einer Kapitalgesellschaft ist als re-

lativ selten zu bezeichnen.

. Österreichweit ist die Wahl dieser Gesellschaftsform

(Ges. mbH. ) für den Betrieb eines Wasserversorgungs-

Unternehmens, mit der hier vorliegenden engen regio-

nalen Begrenzung, als Unikat zu bezeichnen (die Nie-

derösterreichische Wasserversorgungsgesellschaft ist

flächemnäßig weitaus ausgedehnter und umfaßt nahezu

den gesamten Raum dieses Bundeslandes) .

. Die einerseits sehr geringe Ausstattung mit Stammka-

pital sowie der im Gesellschaftsvertrag verankerte

Gemeinnützigkeitsstatus andererseits, durch welchen

die Gesellschaft an der Bildung von Eigenkapital ge-

hindert wird, können als Hinweise dafür gewertet wer-

den, daß die Wahl der Gesellschaftsform auch zum

Zwecke der Vermeidung von innenbetrieblicher Schwer-

fälligkeit, somit zur Erzielung höherer Bewegungs-

freiheit und Flexibilität erfolgte.

Der Landesrechnungshof wiederholt die nachstehend ange-

führten Bemerkungen grundsätzlicher Art zum Begriff

einer Ges. mbH. vorwiegend deshalb, weil sowohl auf der

Ebene der Regionalpolitik der gesellschafterbildenden

Gemeinden wie auch in einzelnen Bereichen der Landes-

Verwaltung die grundsätzlichen Unterschiede zwischen



einer Körperschaft des privaten Rechts, wie sie eben

die Kapitalgesellschaft bildet, einerseits und einer

Körperschaft des öffentlichen Rechts wie sie etwa ein

in Verbandsform gekleidetes Wasserversorgungsunterneh-

men bildet, nicht immer richtig und in allen Konsequen-

zen erkannt werden.

Die Begriffsdefinition der Ges. mbH. ist im Ges. mbH.-

Gesetz nicht enthalten. Die Gesellschaft mit beschränk-

ter Haftung hat eine eigene Rechtspersönlichkeit, d. h.,

zwischen der Gesellschaft als juristischer Person und

ihren Gesellschaftern besteht rechtlich keine Identi-

tat. Gesellschaft auf der einen Seite und Gesellschaf-

ter auf der anderen Seite sind daher juristisch vonein-

ander völlig getrennt zu betrachtende Rechtssubjekte.

Die Ges. mbH. ist, losgelöst von den Gesellschaftern,

ein selbständiger Träger von Rechten und Pflichten und

besitzt eine eigene Parteifähigkeit.

Die Ges. mbH. ist Kraft ihrer Rechtsform - gleich wie

die Aktiengesellschaft - ein Formkaufmann und Vollkauf-

mann.

Die strenge Trennung des Vermögens der Gesellschaft von

dem ^der Gesellschafter bewirkt, daß für die Verbind-

lichkeiten der Gesellschaft grundsätzlich nur das Ver-

mögen der Gesellschaft als Haftungsmasse in Betracht

kommen kann. Das Risiko der Gesellschafter ist somit im

allgemeinen im Höchstfall auf den Verlust der Einlage

begrenzt.
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Die Gesellschafter der Ges. mbH., d. s. die drei oben er-

wähnten Gesellschaftergemeinden, üben ihren Einfluß auf

den Geschäftsbetrieb und, im umfassenden Sinne auf die

Geschäftsgebarung ihres Unternehmens, grundsätzlich im

Rahmen der durch den Gesellschaftsvertrag festgeschrie-

benen Normen und Möglichkeiten aus.

Hiezu ist festzustellen, daß verantwortungstragende

Vertreter der Gesellschaftergemeinden in Einzelfällen

und in einzelnen Bereichen der Tatsache, daß das vor-

liegende Unternehmen als Kapitalgesellschaft somit als

Vollkaufmann und Körperschaft privaten Rechtes wesent-

lich anderen Beurteilungskriterien unterliegt als jene

Körperschaft, welche sie in der Ges. mbH. zu vertreten

haben, nämlich die Gemeinde, die eine Körperschaft des

öffentlichen Rechts darstellt, zuwenig Beachtung schen-

ken.

Auf einzelne Auswirkungen dieser - zeitweise - und

fallweise - versuchten direkten Einflußnahme der poli-

tischen Gremien, vorwiegend der Gebietskörperschaft

Stadtgemeinde Leibnitz auf Belange des Geschäftsberei-

ches und der Geschäftsführung der Ges. mbH. wird im ein-

zelnen noch einzugehen sein.

Die Ges. mbH. wird, seit ihrer Gründung, jeweils von ei-

nern alleinigen Geschäftsführer geleitet (ab 1. 1. 1989

Ing. Walter Ultes).

Der "Kontakt" zwischen der Geschäftsführung und den Ge-

sellschaftergemeinden wird, unter Anwendung der Bestim-
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mungen des Gesellschaftsvertrages, seit September 1987

auf zwei Ebenen geführt. Bis 1987 hatte lediglich und

allein das Organ "Generalversammlung" durch die von den

Gesellschaftern in dieses Gremium entsandten Vertreter

Anteil am Betriebsgeschehen. Es ist festzustellen, daß

diese Beteiligung der Vertreter der Gesellschafterge-

meinden durch auffallend zahlreiche außerordentliche

und die turnusmäßig abgeführten ordentlichen General-

Versammlungen dokumentiert wird.

Mit Beschluß der 22. außerordentlichen Generalversamm-

lung vom 16. September 1987 wurde für die Ges. mbH. ein

Aufsichtsrat bestellt. Mit der Erfüllung des Formerfor-

dernisses der notariellen Beurkundung wurde der Gesell-

schaftsvertrag dahingehend geändert, daß der Aufsichts-

rat als weiteres wesentliches Organ der Ges. mbH. be-

nannt wurde. Der Aufsichtsrat ist, laut nunmehr vorlie-

gendem gültigen Gesellschaftsvertrag obligatorisch und

somit ein gesellschaftsvertraglich zwingend zu bestel-

lendes Organ.

Anzuführen ist, daß es in der Anfangsphase zur Einrich-

tung dieses Aufsichtsrates zu einzelnen Mißverständen

und Fehlinterpretationen, vornehmlich in der Zusammen-

setz'ung und zahlenmäßigen Beschickung, gekommen ist. So

hat Z. B. die Stadtgemeinde Leibnitz durch längere Zeit

statt richtigerweise fünf Mitglieder deren sieben in

den Aufsichtsrat entsandt.
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Festzustellen ist weiters, daß die Kompetenzen des Auf-

sichtsrates im derzeit gültigen Gesellschaftsvertrag

nicht geregelt sind.

Der Landesrechnungshof weist auf diesen Umstand deshalb

mit Nachdruck hin, weil dieser Mangel bereits im Zuge

der Prüfung aus 1991 festgestellt worden war und bis

heute nicht behoben worden ist.

Nach Ansicht des Landesrechnungshofes sind insbesondere

klare Regeln, die die Kompetenzen und Aufgabenstellun-

gen der wichtigsten Organe des Gesellschaftsvertrages

zum Inhalt haben ein unabdingbares Erfordernis um eine

Kapitalgesellschaft bzw. Körperschaft des privaten

Rechtes ordentlich führen zu können.
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III. FESTSTELLUNGEN ZUR KAPITALAUSSTATTUNG,

ZUR KAPITAIAUFSTOCKÜNG UND ZUR GEMEINNÜTZIGKEIT

In der Beurteilung der Stellung und Einflußnahme der

einzelnen Gesellschaftergemeinden in der Ges. mbH. er-

scheint auch die Frage der Kapitalausstattung der Ge-

Seilschaft und, in weiterer Folge, die Frage einer

eventuellen KapitalaufStockung von Bedeutung.

Dieser Themenkreis zählte schon im Prüfverfahren aus

1991/92 zu den wesentlichen Sachverhaltsfeststellungen.

Nunmehr war festzustellen, wie sich die Ges. mbH. und

vor allem deren Gesellschaftergemeinden auf die seiner-

zeit ergangenen Vorschlage des Landesrechnungshofes

eingestellt haben.

Anzuführen ist, daß sich die Vorschläge des Landesrech-

nungshofes in großen Zügen mit den Planungen und Inten-

tionen der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates dek-

ken.

Aus den zur gegenständlichen Gebarungsprüfung vorgeleg-

ten Protokollen über Aufsichtsratssitzungen bzw. Sit-

zungen der Generalversammlung (ordentliche und außeror-

dentliche) ergibt sich die permanente Feststellung die-

ser Organe, daß das Unternehmen seit einigen Jahren,

zumindest seit 1990, unter einer zu geringen Eigenkapi-
talsausstattung leide.
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Stellvertretend für zahlreiche Hinweise, die auf dieses

Faktum hinweisen, wird aus dem sog. Lagebericht des Ge-

schäftsführers der Ges. mbH. für 1994 zitiert:

"Eigenkapitalausstattung der Leibnitzerfeld-
Wasserversorgungs-Ges. mbH.:
Die Geschäftsführung verweist neuerlich auf die geringe
Eigenkapitalausstattung des Unternehmens. Die Vertreter
des Aufsichtsrates haben bereits die eindeutige Empfeh-
lung bezüglich einer Kapitalaufstockung an die Eigen-
tumsvertretung (Generalversammlung) ausgesprochen. Hier
ist seitens der Gesellschaftergemeinden Handlungsbedarf
gegeben. Die Geschäftsführung wird auch in Zukunft den
Weg der privatwirtschaftlichen und kaufmännischen
Grundsätze konsequent fortsetzen".

In inhaltlich gleichlautender Form ist zahlreichen An-

merkungen und Notizen der Wirtschaftsprüferberichte

bzw. einiger Aufsichtsratssitzungsprotokolle die Mei-

nung zu entnehmen, daß die Kapitalausstattung der Ge-

Seilschaft zu gering sei. Daraus wird gefolgert, daß

die Kapitalaufstockung durch die Gesellschafter der

Ges. rabH. eine unabdingbare Maßnahme der nächsten Wirt-

schaftsjähre sein müsse.

Der Landesrechnungshof stellt hiezu folgendes fest:

. § 7 des Gesellschaftsvertrages hat die Fragen des

Stammkapitals, vor allem jene Kriterien, unter wel-

chen eine Erhöhung des Kapitals erforderlich ist, zum

Inhalt. Weiters sind Bestimmungen über die Finanzie-

rung von Anlagen zur Gewinnung, Speicherung und den

Transport von Wasser - durch die Verwendung von soge-

nannten "Eigenmittel" - vertraglich verankert.
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Die Verpflichtung der Gesellschafter zur Aufstockung

des Kapitals ist nach Ansicht des Landesrechnungshofes,

aus § 7 Abs. 3 zu folgern.

Hier heißt es:

"Das Stammkapital der Gesellschaft wird nach den jewei-
ligen Erfordernissen des Investitionsumfanges, die im
Zusammenhang mit der Errichtung von Wasserleitungsnet-
zen steAen, erhöht".

Der Landesrechnungshof stellt hiezu ausdrücklich fest,

daß die Gesellschaft von diesem Erfordernis bisher nach

wie vor keinen Gebrauch gemacht hat (siehe auch Prüfbe-

rieht aus 1991).

Der im Gesellschaftsvertrag geforderte anteilige Ein-

satz von "Eigenmitteln" erscheint problematisch.

"Eigenmittel" - ein Begriff der betriebswirtschaftlich

nicht definiert ist - sind nur erwirtschaftbar, wenn

einerseits Gewinne erzielt werden können, oder/und an-

dererseits KapitalaufStockungen vorgenommen werden.

Der Erwirtschaftung von Gewinnen, im Wirtschaftsleben

für einen Vollkaufmann und insbesondere für eine Kapi-

talgesellschaft grundsätzlich eine "Selbstverständ-

lichkeit", steht im hier vorliegenden Fall die im Ge-

sellschaftsvertrag definierte "Gemeinnützigkeit" der

Ges. mbH. entgegen.

Zu den Auswirkungen der hier angesprochenen

"Gemeinnützigkeit" wird später eingehend eingegangen

werden. Anzumerken ist, daß es der Gesellschaft, ohne

Mithilfe der Gesellschaftergemeinden, d. h. ohne Erhö-
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hung des Stammkapitals, gelungen ist, in den letzten

fünf Jahren die Eigenkapitalbildung durch Gewinnerzie-

lung wesentlich zu verbessern (siehe Darstellung der

Strukturbilanzen von 1990 bis 1994) .

Anzumerken ist aber auch, daß diesen, im Gesellschafts-

vertrag nicht klar abgedeckten "Reservebildungen" um-

fangreiche, dringend notwendige Investitionsprogramme

gegenüberstehen, sodaß langfristig auf eine wirkungs-

volle Kapitalaufstockung durch die Gesellschafter nicht

verzichtet werden kann.

Der Landesrechnungshof hat im Zuge des gegenständlichen

Prüfungsverfahrens diese Thematik verstärkt zur Diskus-

sion gebracht.

Aus dieser Diskussion mit den Verantwortungsträgern der

Gesellschaft haben sich folgende Sachverhaltsfeststel-

lungen ergeben:

. Grundsätzlich ist festzuhalten, daß die Leibnitzer-

feld-Wasserversorgungs-Ges.mbH. als Kapitalgesell-

schaft, als Vollkaufmann und als Gewerbebetrieb ein

Anrecht darauf hat, von seinen Eigentümern, d. s. hier

die Gesellschaftergemeinden, mit dem zur ordentlichen

Geschäftsführung nötigen Kapital ausgestattet zu wer-

den.

. Weiters ist grundsätzlich festzuhalten, daß der Ge-

sellschaftsvertrag, das ist jene rechtliche Basis,

die einerseits richtunggebend für die Geschäftsab-

laufe ist, andererseits zwingend alle Handlungsab-

laufe des Betriebes normiert, im obenzitierten § 7
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Abs. 3 die Erhöhung des Stammkapitals als Anpassung

an die Erfordernisse des Betriebes beinhaltet.

. Nach Ansicht des Landesrechnungshofes ist die Ge-

schäftsführung der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH. in ihrer kaufmännischen Sorgfaltspflicht da-

zu verhalten, die Erfüllung dieser Vertragsbestimmun-

gen bei den Gesellschaftern einzumahnen.

. Den Berichten der Wirtschaftsprüfer (Pflichtprüfung

gemäß dem Ges. mbH. -Gesetz) der letzten Jahre ist die

immer wiederkehrende Feststellung zu entnehmen, daß

das Unternehmen dringend einer Kapitalaufstockung be-
darf.

. Konkrete Maßnahmen wie etwa Verhandlungen mit den

Vertretern der Gesellschaftergemeinden oder ins De-

tail gehende Planungen über Art und Umfang dieser Ka-

pitalzufuhr (Geld, oder Sachwerte etc. ) konnten aus

den vorgelegten Prüfungsunterlagen bis jetzt nicht

erkannt werden.

. Hiezu ist aber auch festzustellen, daß die Bereit-

schaft zu einer allfälligen KapitalaufStockung aus

dem Blickwinkel der Gesellschafter nicht sehr groß
ist.

. Soweit dies aus den in diversen Sitzungsprotokollen

zur Generalversammlung und Aufsichtsratssitzung fest-

gehaltenen Ausführungen der Gesellschaftervertreter

zu schließen ist, hat sich die Mehrheitsgemeinde, das

ist die Stadtgemeinde Leibnitz, mit dieser Fragestel-

lung bisher sehr zurückhaltend befaßt. Ansatzweise

sind Hinweise darauf festzustellen, daß Leibnitz der

Gesellschaft Z. B. die Wasserwerkseinrichtungen zur

Verfügung stellt oder auch sowohl Personal- wie auch



Verwaltung5leistungen für den Betrieb erbringt. Nicht

beachtet wird hiebei, daß alle diese Leistungen ent-

geltlich erfolgen und daher nicht als "Einlagen" zu

werten sind. D. h., die Anlagen des seinerzeitigen

Wasserwerkes der Stadt Leibnitz werden gegen beacht-

liche Mieten (besser wäre Pacht) zur Verfügung ge-
stellt.

Die in letzter Zeit sehr verringerte Personalgestel-

lung und auch die Übernahme von Verwaltungsarbeiten,

etwa in Form von Wasserabrechnungen gingen in vollem

Umfang zu Lasten des Budgets der Gesellschaft.

. Die beiden "Minderheitengesellschafter" haben, dies

ist faktisch seit der seinerzeitigen Kapitalaufstok-

kung auf insgesamt 2, 222 Mio. S feststellbar, Sorge

um den Verlust ihrer Einlage im Eintrittsfall

(Konkurs der Gesellschaft etc. ).

Der Landesrechnungshof stellt daher folgende Vorschläge
zur Diskussion:

- Erarbeiten bzw. soweit vorhanden, überarbeiten eines

mittel- und langfristigen Investitionskonzeptes;

- Erarbeitung einer ebenfalls mittel- bzw. lang-

fristigen Kapitalsbedarfanalyse;

In' diesem Zusammenhang erinnert der Landesrech-

nungshof nachdrücklich daran, daß der "Mietver-

trag" für die Einrichtungen des seinerzeitigen

Wasserwerkes der Stadt Leibnitz im Jahre 1998 aus-

läuft und die Übertragung dieser Anlagen in den Be-

reich der Ges. mbH. sowohl aus technischen, vor allem

aber aus betriebswirtschaftlichen Gründen dringend
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geboten erscheint.

In diese Konzepterstellungen wären, neben der Ge-

schäftsführung, sowohl Aufsichtsrat wie auch

Generalversammlung intensiv einzubinden, womit der

Kontakt zu den Gesellschaftergemeinden direkt herge-
stellt wäre;

Feststellung des Kapitalbedarfs und Antrag auf ent-

sprechende Kapitalaufstockung bei den zuständigen

Gremien der Gesellschaftergemeinden;

Sinnvoll erschiene es, den Aufstockungsbetrag bzw.

die Kapitalausstattung der Gesellschaft insgesamt

so vorzunehmen und so zu dimensionieren, daß damit

für einen längerfristigen Investitionsbedarf vorge-

sorgt wäre.

Um einerseits die Finanzkraft der Gesellschafterge-

meinden nicht übermäßig zu strapazieren, andererseits

die oa. "Sorge" um die Einlage der Minderheitenge-

sellschafter möglichst zu minimieren, wäre folgendes

Modell denkbar:

Die Gesellschafter nehmen eine relativ hohe und der

Langfristigkeit angepaßte umfassende Kapitalaufstok-

kung vor.

Die effektive Verwendung, der "Verbrauch dieses Kapi-

tals", wäre dem jeweiligen Investitionsbedarf gleich-

zusetzen und der Geschäftsführung zu überantworten.

Die nichtverbrauchten Kapitalbeträge würden als

"ausstehende Einlage" zu behandeln sein.

Somit wären Anforderungen an die "ausstehende Einla-

ge" sowohl durch die Geschäftsführung wie auch durch

die mitwirkenden Organe der Gesellschaft (Generalver-
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Sammlung und Aufsichtsrat) nur in Höhe des jeweiligen

Bedarfs zu stellen.
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IV. FESTSTELLUNGEN ZUM RECHNUNGSWESEN

Unter dem Begriff "Rechnungswesen" ist, im betriebs-

wirtschaftlichen Sinn, jenes Informationsinstrument zu

verstehen, welches vordergründig über alle wirtschaft-

lichen Tatbestände und Vorgänge des Betriebes Auskunft

gibt. Das Rechnungswesen umfaßt in seiner Gesamtheit

alle wirtschaftlich auswertbaren und rechenhaften In-

formationen und halt für bestimmte Zeitperioden oder

für bestimmte Zeitpunkte (Stichtage), im einzelnen oder

gesammelt, Betriebsvorgange und Tatbestände betragsmä-

ßig fest.

Als Instrument der Beurteilung zahlreicher betriebli-

chen Vorgänge und Tätigkeiten sind dem Rechnungswesen

eine Fülle von Funktionen zuzuschreiben.

Es sind dies zum Beispiel:

. die Funktion der Erfolgsermittlung

. die Funktion der Dokumentation des Betriebsgeschehens

. die Funktion der Kontrolle der Betriebsabläufe

. die Funktion der Information

. die Funktion der Planung in zukünftige Entscheidungen

und andere mehr.

l. Allgemeine Feststellungen zu den Aufzeichnungen

Das Rechnungswesen der Leibnitzerfeld-Wasserversor-

gungs-Ges. mbH. entspricht den handelsrechtlichen und

gesellschaftsrechtlichen Normen und wird somit nach
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kaufmännischen Grundsätzen geführt. Erstellt werden pro

Wirtschaftsj ahr:

die Bilanz zum 31. Dezember

- die Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-

jähr, mit Anhang

- der Bericht des Wirtschaftsprüfers über die Prüfung
des Jahresabschlusses

- ein Lagebericht des Geschäftsführers.

Der Erstellung der Jahresabschlüsse, die, gesammelt und

vereinzelt komprimiert, die einzelnen Geschäftsfälle,

sowie die Ansätze zum Vermögen (Betriebsvermögen) des

Unternehmens dokumentieren, dienen im wesentlichen fol-

gende Aufzeichnungen und die zugehörenden Belege:

. Kassabücher:

Diese werden händisch geführt;

Die Prüfung ergab eine tagfertige Führung der

Kassabücher, letzte Eintragung 28. November 1995. Das

System SINDSI kommt zur Anwendung.

Geführt werden eine Einnahmenspalte, eine Ausgaben-

spalte und eine Ausweisung der Mehrwertsteuer.

Zugehörende Belege sind:

Kassenbelege, getrennt nach Ausgang und Eingang mit

den entsprechenden Kontierungen im Kontierungsstem-

pel. Als Kasseneingänge werden überwiegend Bankbehe-

bungen, somit Einlagen gebucht.

. Wareneingangsbücher werden ebenso wie die Kassabücher

händi s ch ge führt .
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Im Zuge dieser Prüfung wurde auch hier eine tagfertige

Führung festgestellt. Die Detaillierung des Warenein-

gangsbuches erfolgt in:

laufende Nummer

Datum des Wareneinganges

Datum der Rechnung

Belegnummer

Lieferantenbezeichnuna

Warengattung

Rechnungsbetrag - netto

im Rechnungsbetrag enthaltene bzw. diesem zuzurechnende

Umsatzsteuer.

Die zugehörenden Belege sind, dem Kontenrahmen entspre-

chend, kontiert.

Das Anlagenverzeichnis entspricht dem ÖKW-Konten-

rahmen.

Zur Tünwendung gelangt das indirekte Abschreibungs-

System.

Die Finanzbuchhaltung wird seit 1988 EDV-mäßig ge-
führt;

es wurden bisher die Systeme Oneline, Taylorix und

Externa verwendet.

Ab 1995 ist das System DEC in Verwendung.

Der Sach- und Personenkontenführung wird ein den Be-

dürfnissen angepaßter Kontenrahmen zugrundegelegt.

Feststellbar ist eine äußerst umfangreiche Lieferan-

tenkontoführung;

die Sachkonten werden am Jahresende in Saldenlisten

zusammengefaßt.
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Die Einbuchung der Eröffnungsbilanz erfolgt, aus

Zweckmäßigkeitsgründen, jeweils in der ersten Jahres-

halfte des dem Abschluß folgenden Wirtschaftsjahres.

Die stichprobenweise durchgeführte Belegkontrolle hat

im Sachverhalt einen guten und schnellen Zugriff zu den

Belegen ergeben. Sowohl die Kontierung und Zuordnung

der Belege wie auch deren Vorbuchung in den einzelnen

Büchern sind als sachlich richtig zu bezeichnen.

Aufgrund der stichprobenweisen Prüfung der einzelnen

Belege und deren Verbuchungen kann daher auch die mate-

rielle und inhaltliche Richtigkeit der Buchführung ver-

mutet werden.

Nach Ansicht des Landesrechnungshofes entsprechen die

vorgelegten Jahresabschlüsse auch im formalen Bereich

den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Buchführung und

eines geordneten Rechnungswesens.

2. Bilanzen und Gewinn- Verlustrechnung

Aus der Wiedergabe der nachfolgend dargestellten Rech-

nungsabschlüsse in Form von Bilanzen und Gewinn- und

Verlustrechnungen, welche die Gesellschaft erstellt

hat, sind daher sowohl Informationen hinsichtlich der

Struktur des Betriebsvermögens (Kapital, Verbindlich-

keiten, Forderungen, u. a. m. ) wie auch der Betriebslei-

stungen bzw. der Aufwendungen ersichtlich.
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3. Bemerkungen und Feststellungen zur Bilanzposition

"Finanzanlagen"

l. Beteiligungen

Die Position "Finanzanlagen" wird in den einzelnen Jah-

resabschlußberichten der Gesellschaft zweigeteilt dar-

gestellt. Dem Bericht des Wirtschaftsprüfers ist zu

dieser Position folgendes zu sntneb-men:

"3. 1. Beteiligungen

Am Stammkapital der Firma Zentralwasserversorgungs
Hochschwab-Süd-Ges. m. b. H. von insgesamt S 1. 000. 000, 00
ist d-ie Gesellschaft mit 2 %, d. s. S 20. 000, 00 betei-
ligt. Die Beteiligung wurde im Jahr 1987 außerplanmäßig
auf den Erinnerungswert von S 1, 00 abgeschrieben."

Im Zuge der gegenständlichen Prüfung erklärten die Ver-

antwortungsträger der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH. hiezu, daß die bereits im Jahre 1987 vorgenom-

mene Abwertung des Beteiligungskapitals auf den Erinne-

rungswert mit der äußerst unsicheren Finanzsituation

der Hochschwab-Süd-Ges. mbH. zu begründen gewesen sei.

Hiezu ist festzuhalten:

Aus wertmäßiger - vermögensrelevanter Sicht stellen

sowohl das Beteiligungskapital von S 20. 000, -- wie

auch der Abschreibungs- und Abwertungsbetrag von

S 19. 999, -- auf den Erinnerungswert von S l, -- grund-

sätzlich unbedeutende und geringfügige Beträge dar.
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Auf die wirtschaftliche, realistische Darstellung der

Vermögenslage bzw. die Beurteilung der Höhe des Be-

triebsvermögens der Ges. mbH. ergeben sich aus dieser

Maßnahme keine gravierenden Auswirkungen.

Aus grundsätzlichen Erwägungen ist aber, im Hinblick

auf einige kaufmännische und vor allem handelsrecht-

liche Bestimnungen, dieser "außerplanmäßigen Ab-

Schreibung" nicht vorbehaltlos zuzustimmen.

Die Firma Zentralwasserversorgungs-Hochschwab-Süd-

Ges. mbH. ist nach wie vor existent. Aus betriebswirt-

schaftlicher Sicht ist in den letzten Jahren, bedingt

durch die immer knapper werdenden Trinkwasserressour-

cen, steiermarkbezogen und österreichweit verstärktes

Interesse verschiedenster regionaler und überregiona-

ler Wasserversorgungsunternehmen an dieser Gesell-

schaft vorstellbar und tatsächlich auch erkennbar.

Aus kaufmännischer Sicht, die sich bei einem Betrieb

der vorliegenden Art, eben einer Kapitalgesellschaft,

vordergründig an der wirtschaftlichen Realität zu

orientieren hat, erscheint die außerplanmäßige Ab-

Schreibung von Beteiligungskapital auf einen symbol-

haften Erinnerungswert somit nicht zwingend und ist

daher nicht vorbehaltlos vertretbar.
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2. Ausleihungen

Der zweite Teil der Darstellung der Bilanzposition

"Finanzanlagen" wird im Bericht des Wirtschaftsprüfers

wie folgt dargestellt:

"3. 2. Ausleihungen

Stand 1. 1994

Zugänge aus Endabrechnung
Abgänge aus Tilgungen,
Groschenausglelch

Stand 31. 12. 1994

S 117. 084. 839, 35
S 2. 322. 843, --

S 3. 955. 781, 35

S 115. 447. 901, 00"

Diese Bilanzposition umfaßt Forderungen der Ges. mbH. an

die Gemeinden, die sich zur Abdeckung der Herstellungs-

kosten - soweit sie nicht durch Subventionen des Landes

Steiermark gedeckt wurden - verpflichtet haben. Diese

Verpflichtungserklärungen seien mittels Gemeinderatsbe-

Schlüsse gefaßt worden und seien vom Amt der Steiermär-

kischen Landesregierung als Aufsichtsbehörde genehmigt.

Der Landesrechnungshof stellt zu diesen "Ver-

pflichtungserklarungen der Gemeinden" folgendes fest:

Die . obenerwähnten "Herstellungskosten" umfassen übli-

cherweise die Kosten für den jeweiligen Ortsnetzausbau

und die Errichtung von Hochbehältern.

Drucksteigerungsanlagen und Übergabestationen bleiben

bei der Gesellschaft, Transportleitungen bis zur ersten
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Verteilerstation sind als zentrale Anlagen ebenfalls

dem Vermögen der Ges. mbH. zuzurechnen.

Eine exakte Vermögens- und besitzmäßige Zuteilung der

einzelnen Anlagenteile und die Umrechnung und Umlage

von Herstellungskosten ist mit eine der Ursachen, wes-

halb die mehrfach erwähnte "Studie" in Auftrag gegeben

wurde, welche diesbezüglich Klärung schaffen sollte.

Der Landesrechnungshof hat bei seiner Erstprüfung aus

1991 bereits festgestellt, daß es für den Zahlungsstrom

zwischen den einzelnen Gemeinden und der Leibnitzer-

feld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. keinerlei rechtliche

Grundlagen gibt. Der Geldmittelfluß von den einzelnen

Abnehmergemeinden an die Ges. mbH. ist weder schriftlich

noch mündlich exakt nachvollziehbar. Es lagen zum dama-

ligen Prüfungszeitraum keinerlei Vertragswerke, nicht

einmal mündliche Vereinbarungen vor.

Nunmehr, 1995 wird festgestellt, daß die Leibnitzer-

feld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. auf diese Sachverhalts-

feststellungen im seinerzeitigen LRH-Bericht insoferne

reagiert hat, als zwar keine zivilrechtlich unbestreit-

baren Verträge zwischen der Ges. mbH. und den einzelnen

Gem&inden errichtet wurden, wohl aber jeder einzelnen

Gemeinde umfangreiche und detaillierte Berechnungs-

grundlagen zur Annuitätentilgung der UWWF-Darlehen zu-

gemittelt wurden. Diese schriftlich verfaßten Grundla-

gen umfassen:

- für jede Gemeinde, und hier wiederum getrennt nach

den einzelnen Bauabschnitten, welche die jeweilige
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Gemeinde betreffen, eine GesamtaufStellung der Dar-

lehensanteile (siehe Beilage 2)

Diese Aufstellung umfaßt jeweils;

- Zahlungszeitpunkte für die Gesamtlaufzeit

- Tilgungsbeträge, aufgeschlüsselt nach Kapital-

und Zinsenanteil sowie die Umsatzsteuer

- Gesamtzahlungssumme zu den einzelnen Stichtagen

Darlehensrestausweisunaen.

- Weiters für jede einzelne betroffene

anteilig erstellte Annuitätenberechnungen.

Gemeinde

In technischer Hinsicht wird diese Aufstellung

nach Anlagenteilen sowie Ortsnetz bzw. sonstigen

Anlagen aufgeschlüsselt

in wertmäßiger Hinsicht wird sie nach Kapital bzw.

Zinsentangente (siehe Beilage 2) detailliert.

Zudem wird jede Gemeinde vor jedem Tilgungszeitpunkt

schriftlich an die Fälligkeit erinnert und gebeten,

im Gemeindebudget diese Darlehensbedienung ent-

sprechend zu berücksichtigen.

Aus dieser Handlungsweise der Ges. mbH. ergibt sich zu-

sammenfassend:

. Rechtlich gesicherte Darlehensverträge sind zwar

nicht errichtet worden, jedoch hat das umfangreiche

detaillierte und terminbezogene Informationssystem

der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. offen-

sichtlich die Akzeptanz bei allen Gemeinden erwirkt.



32

In wirtschaftlicher Hinsicht hat dies zur Folge, daß

der mit Jahresende 1991 festgestellte Zahlungsrück-

stand der Gemeinden von damals rund 3, 8 Mio. S bis zum

gegenwärtigen Zeitpunkt, d. i. Ende November 1995 völ-

lig abgebaut werden konnte.

Die derzeit feststellbare und in der Bilanz ausgewie-

sene Forderungssumme gegenüber den Gen'. einden aus dem

Titel "Annuitätenbedienung UWWF" (insgesamt rund 0,5

Mio. S) resultiert aus Vorschreibungskorrekturen zu

den Bauabschnitten 05 und 06 zufolge Tilgungspla-

nanderungen des Kreditgebers UWWF.

Die Zahlungsbereitschaft der einzelnen Abnehmerge-

meinden ist somit, zumindest dem Grunde nach, außer

Streit gestellt. . Inhaltliche Auffassungsunterschiede

vor allem hinsichtlich der Zurechnung von zentralen

Anlagenteilen und deren Kostenzurechnung bzw. Kosten-

bedeckung werden, wie oben erwähnt, durch die in Ar-

beit befindliche sogenannte "Studie" zu klären und zu

bereinigen sein.
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4. Bemerkungen zu den Haftungen der Abnehmerge-

meinden des Versorgungsbereiches:

Um den Umfang und die Dimensionen der wirtschaftlichen

Verbindungen und Verknüpfungen im Bereich der Wasser-

Versorgung durch die Leibnitzerfeld-WV-Ges. mbH. und ih-

ren Abnehmergemeinden zu veranschaulichen, werden in

der Folge dj. e Haftungen der einzelnen Gemeinden, welche

zur Gewährung der UWWF-Darlehen erforderlich waren,
dargestellt. Der Landesrechnungshof stellt fest, daß

diese Darstellung der von den Gemeinden übernommenen

Haftungen nicht unmittelbar die Gebarung des geprüften

Unternehmens betrifft. Sehr wohl sind aber enge wirt-

schaftliche Zusammenhänge zwischen Versorgungsunterneh-

men und den Abnehmergemeinden wie auch eine gewichtige

Aussagekraft über die wirtschaftlichen Anstrengungen
und die Belastungen der betroffenen Gemeinden von In-

teresse.

Letztendlich war die Sorge um die wirtschaftliche Be-

lastbarkeit der Abnehmergemeinden mit einer der Gründe

für den Prüfungsantrag, den eine große Anzahl von Abge-

ordneten zum Steiermärkischen Landtag im Jahre 1991 ge-
stellt hatte.
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Haftungen

der Gemeinden des Versorgunasbereiches der

Leibnitzerfeld WV-GmbH

Bauabschnitt

BA01

Altversorgungs-
bereich

Leibnitz

Großabnehmer

Summe

Summe

2, 700. 000,-

2, 700. 000,-

BA02 Seggauberg
Gabersdorf

St. Georgen/Stfg.
Allerheiligen
Stocking
Hl. Kreuz/W.
Empersdorf
St. UlrichAA/aasen

Pirching/Tbg.
Edelstauden

5, 086. 000,-
3, 943. 000,-
4, 822. 000, --
5, 257. 000,-

682. 000,-
962.227,-
738. 317,-
444. 883,-
815. 021,-
303. 552,-

Summe 23. 054. 000,-

BA03

Tillmitsch

St. Nikolai i. S.
Kitzeck

St. Ulrich/W.
Hl. Kreuz/W.
Empersdorf
Pirching
Edelstauden
Wettmannstätten

Preding

Krumegg
Edelsgrub

Summe

18. 274. 000,-
16, 019. 000,-

1, 973. 290,-
1, 540. 283,-

837. 057,-
883. 921,-
320. 764,-
500. 000,-

1, 103. 000,-
365. 600,-

2, 021. 144,-
890.941,-

44. 729. 000,"
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Haftunaen/LFVW Seite 2

Bauabschnitt l

BA05

Altversorgungs-
bereich

Großabnehmer

Kirchbach

Edelsgrub
Hl. Kreuz/W.
Mellach
St. Ulrich/W.
Empersdorf
Frannach

Edelstauden

Krumegg
Zerlach

Wolfsberg
Schwarzau

Mitterlabill
Glojach
St. Stefan i. R.
Pirching/Tbg.
Preding
Zwaring-Pöls
Hengsberg

Summe

8, 311. 800,-
115. 900,-

1, 556. 400,-
9, 989. 600,-
2, 571. 900,-
4, 028. 900,-
3, 421. 800,-
2, 053. 100,-
5, 513. 600,-
3, 648. 100,-
2, 097. 300, --
1, 749. 600,-
1, 175.600,-

645. 700,-
5, 121.700,-

237. 300,-
1, 473. 500,-

739. 600,-
739.600,-

Summe 55. 191.000,-

BA06

Leibnitz

Edelsgrub
Hengsberg
Krumegg
Preding
Wolfsberg
Zerlach

Zwaring

St. Georgen
Gabersdorf

Summe

4, 198. 148,-
3, 640. 106,-
6, 837. 491,-
7, 567. 904,-
7, 149. 973,-
6, 250. 262,-
3, 451. 821,-

11, 060. 367,-
614. 464,-
614.464,-

51. 385. 000,-
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Haftunaen/LFVW Seite 3

Bauabschnitt l

BA07

Altversorgungs-
bereich

Leibnitz

Großabnehmer

St. Georgen
Gabersdorf

Schwarzau

Summe

Gesamtsumme

Summe

49, 948. 200,-
2, 774. 900, --
2, 774. 900, --
5, 878. 000,-

61,376.000,-

ÖS 238. 435. 000,-

Keine Haftungen gibt es von fpjaenden Gemeinden

Gralla

Kaindorf

Wagna

Ragnitz

Mettersdorf a. S.

WVBGSO

Heimschuh

St. Andrä-Höch

Insgesamt von der Leibnitzerfeld Wasserversorgunqs-GesmbH
versorgte Gemeinden: 37



37

5. Bemerkungen zur Dokumentation der Haftungen in

den Aufzeichnungen der Steiermärkischen Gemeinde-

haushalte - Rechtsabteilung 7

Im Zusammenhang mit der Thematik der Haftungen verweist

der Landesrechnungshof - auch aus gegebenem Anlaß - auf

seine schon seinerzeit getroffenen Feststellungen

(siehe Bericht GZ. : LRH 17 L 2 - 92 -) wonach die Dar-

Stellung und der Nachweis über den Stand der Haftungen

in den Rechnungsabschlüssen der Gemeinden, wie die5e

alljährlich der für Gemeindeangelegenheiten zuständigen

Rechtsabteilung 7 vorzulegen sind, zumindest sehr pro-
blematisch erscheint.

Dieser "Nachweis über den Stand der Haftungen (gemäß §

17 Abs. 2 Z. 8 VRV) " wird in der Praxis in den steiri-

sehen Gemeinden derart erstellt, daß auf der einen Sei-

te des zweiteiligen Nachweises sehr wohl einige Daten

dokumentiert werden, welche rechtlich und ursächlich

mit den Haftungen im Zusammenhang stehen, welche die

Gemeinden übernommen haben (Art und Grund der Haftung,
Haftungsdauer, Haftungsbetrag) . Auf der anderen, zwei-

ten Seite des Formblattes werden aber sowohl ein völlig

anderer Personenkreis, nämlich der des oft privaten

Darl'ehensnehmers, wie auch das administrative, Z. B. die

Bedienung des aufgenommenen und behafteten Darlehens,

festgehalten.

Solcherart werden - in einem einzigen Nachweis - die

beiden Sachverhalte, nämlich Haftungserklärung der Ge-

meinde einerseits und Darlehensbedienung bzw. Darle-
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dargestellt. Üblicherweise ist der Darlehensnehmer ein

von der Gemeinde und deren Gebarung völlig getrennt zu
betrachtender außenstehender Dritter.

Es ist mit Nachdruck darauf zu verweisen, daß diese

Darstellungsform rechtlich und inhaltlich zwei völlig
unterschiedliche Sachverhalte betrifft.

Der oa. "gegebene Anlaß" sind die in der Grazer Zeitung

Nr. 51/52 verlautbarten Richtlinien für die Erstellung
der Rechnungsabschlüsse 1995. Dem Kapitel "Erstellung
der Beilagen" ist folgendes zu entnehmen:

"Ein besonderes Augenmerk ist der Erstellung des Nach-
h'e2ses über den Stand an Haftungen zuzuwenden. Hier
sind alle Haftungen, auf dem aktuellen Stand per 31. De-
zember 1995 anzuführen, wie zum Beispiel Ausfallsbürg-
schaften, Bürge- und Zahlerhaftungen, Haftungen der Ge-
meinden für Darlehensaufnahmen von Wasserverbänden. Auf
Grund der VRV 1986 ist dem Rechnungsabschluß ein um den
Stand der gegebenen Darlehen erweiterter "Nachweis der
noch nicht fälligen Verwaltungsforderungen und
schulden" anzuschließen, wobei der Stand am Beginn des
Haushaltsjahres, die Veränderungen (Zu- und Abgänge)
während des Haushaltsjahres und der Stand am Ende des
Haushaltsjahres nachzuweisen sind. Die Gemeinden werden
zur Nachwelsung in der Beilage gemäß §17 Abs. 2 Z. 5
VRV .eingeladen. Da von Verbänden Rückzahlungen getätigt
werden. Ist der aktuelle Haftungsstand gegebenenfalls
bei den Sitzgemelnden zu ermitteln."

Diesen Ausführungen und den in der Sache hiezu durchge-
führten kurzen mündlichen Erhebungen des Landesrech-

nungshofes in der Rechtsabteilung 7 zufolge, hat die

bisher praktizierte Darstellung der Haftungen der Ge-
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meinden in den letzten Jahren keine Änderung bzw. Kor-

rektur erfahren.

Der Landesrechnungshof regt daher neuerlich an, der

Problematik der verknüpften Darstellung zweier völlig

unterschiedlicher Rechtsgeschäfte und Rechtsbereiche

mit möglicherweise starken vermögensverändernden Inhal-

ten und Folgen für die betroffenen Gemeinden verstärkte

Aufmerksamkeit zu widmen.

6. Feststellungen zu den Positionen Bilanzgewinn,

Gewinnrücklage - Bemerkungen zur Gemeinnützigkeit

Die Analyse der in den Bilanzen bzw. in den Gewinn- und

Verlustrechnungen der Gesellschaft ausgewiesenen Posi-

tionen "Bilanzgewinn" bzw. "Gewinnrücklagen" der Wirt-

schaftsjahre 1990 bis 1994 ergibt - in der wirtschaft-

lichen Betrachtungsweise - daß das Wasserversorgungsun-

ternehmen Leibnitzerfeld-Ges. mbH. in den letzten Jahren

eine äußerst positive Entwicklung genommen hat.

In Verbindung mit der beachtlichen Zunahme des

"Eigenkapitals" - 1990 waren es 11, 7 Mio. S, 1994 waren

es 17, 7 Mio. S - ist von einer wesentlichen Verbesserung

der Liquiditätssituation des Unternehmens zu sprechen.

Dies' auch dann, wenn eine langfristige Kapitalbindung

im Bereich des Anlagevermögens, somit keine kurzfristi-

ge verwertbare Kapitalbildung festzustellen ist.

Die Forderung nach einer angemessenen Eigenkapitalaus-

stattung durch die Gesellschaftergemeinden bleibt somit

aus Liquiditätsgründen weiterhin aufrecht.
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Der Landesrechnungshof hat bereits in seinem Bericht

aus 1991 auf die mögliche Problematik hingewiesen, die

sich aus dem im Gesellschaftsvertrag festgeschriebenen

"Gemeinnützigkeitsstatus" des Unternehmens ergibt. Der

Landesrechnungshof wiederholt dies auch im Zuge dieser

Prüfung.

Anlaß hiezu bieten vor allem die oa. Feststellungen,

wonach auf die Übereinstimmung und "Verträglichkeit"

der Begriffe "Gemeinnützigkeit" einerseits und Kapital-

gesellschaft mit hoher Gewinnerzielung und beachtlicher

Eigenkapitalbildung andererseits, Stellung zu nehmen

ist.

Die Frage, ob die Tätigkeit oder die Betätigung eines

"Unternehmens" (der Unternehmensbegriff ist hier im

weitesten Sinne zu'nehmen) oder einer Institution ge-

meinnützigen Charakter hat, hat in erster Linie Auswir-

kungen auf die abgabenrechtliche Beurteilung, auf steu-

erliche Konsequenzen. Die Beurteilung und Entscheidung

der Abgabenbehörde hat vorwiegend Auswirkungen auf die

Bereiche von Steuerermäßigungen bzw. Steuerbefreiungen

bei der Umsatzsteuer und der Steuerbarkeit bzw. auch

der Steuerbefreiungen bei Ertragssteuern

(Gewerbesteuer, Körperschaftssteuer), letztlich auch

bei anderen Abgaben, wie der Vermögenssteuer. Die Wer-

tung ist somit letztlich von pekuniärer und wirtschaft-

licher Bedeutung für das Unternehmen.

Die Zuerkennung des Gemeinnützigkeitsstatus hat, abge-

sehen von einzelnen ex lege Bestimmungen, grundsätzlich

und ausschließlich die Äbgabenbehörde zu treffen.
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Diese hat davon auszugeben, ob die einschlägigen Be-

Stimmungen vornehmlich der §§ 34, 35ff BAO, aber auch

weiterer Abgabengesetze (UStG, KÖSTG)erfüllt sind.

Der Landesrechnungshof weist, ohne detailliert auf ein-

zelne Fragestellungen einzugehen, lediglich und bei-

spielsweise auf folgende Problempunkte hin:

. Grundsätzlich und sachlich sind vor allem im Zusam-

mentreffen der Begriffe "Kapitalgesellschaft" auf der

einen Seite und "Gemeinnützigkeit" auf der anderen

Seite Überschneidungen und Gegensätze, somit keine

Übereinstimnungen feststellbar. Inhaltlich ist daher

ein Konnex schwer herstellbar. Diese beiden Begriffe

erscheinen im betriebswirtschaftlichen Sprachgebrauch

wie Antipoden.

Die stichprobenweise Prüfung der Sitzungsprotokolle der

Gesellschaftsorgane (Aufsichtsrat und Generalversamm-

lung) hat ergeben, daß sich diese Gremien bereits mehr

oder weniger intensiv mit der Problematik der Gemein-

nützigkeit auseinandergesetzt haben.

Nach- Ansicht des Landesrechnungshofes wäre bei weiterer

Erzielung erheblichen Eigenkapitals bzw. der Erwirt-

Schaffung von Gewinnen, möglicherweise der Gemeinnüt-

zigkeitsstatus aus dem Gesellschaftsvertrag zu nehmen.
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7. Status zum 31. Oktober 1995

Um möglichst zeitnahe und aktuelle Betriebskennziffern

zur Verfügung stellen zu können, hat die Leibnitzer-

feld-Wasserversorgungs-Ges . mbH. eine Statusermittlung

in Form einer Bilanz zum 31. Oktober 1995 bzw. in Form

einer Gewinn- und Verlustrechnung für den Zeitraum 1. 1.

bis 31. 10. 1995 erstellt.

Die Darstellung folgt den Vorschriften des Rechnungsle-

gungsgesetzes vom 31. Juli 1990 und gleicht im Aufbau

den Rechnungsabschlüssen der letzten Wirtschaftsjahre.

Die nachfolgend dargestellten Beträge wurden ohne mate-

riell-rechtliche Prüfung durch den Landesrechnungshof

übernommen.

Inhaltlich ist aus diesem "Zwischenergebnis des Rech-

nungswesens für 1995" eine weitere Verbesserung der fi-

nanziellen und wirtschaftlichen Situation der Gesell-

schaft ableitbar, wobei jedoch weiterhin auf die vorhin

beschriebene Liquiditätsschwäche und die Notwendigkeit

ihrer Bekämpfung hingewiesen werden muß.

Die Vorschläge des Landesrechnungshofes, etwa bezüglich

der Aufstockung des Stammkapitals bzw. zur Möglichkeit

der Eigenkapitalbildung bei der "gemeinnützigen" Kapi-

talgesellschaft bleiben somit weiter aufrecht.



Leibnltzerfefd

Wasserversorgung s g es el Ischaft mbH

Status zum 31. Oktober 1995

AKTIVA
PASSIVA

A. Anlagevermögen

l. Immatoriella Vann&gensgegenstflnda
1. Rechte

2. geleistete Anzahlungen

II. Sachanlagen
1. bebaute Grundstücke und

Bauten auf fremden Grund
2, unbebaute Grundstücke
3. Maschinen und maschinelle Anlagen
4. Werkzeuge, Betriebs- und

Geachäftsausstaltung

5. geleistete Anzahlunßen und Anlagen
in Bau

ftl. Rnanzanlagen
1, Setellunflen
2. Auslelhunoen

B. UmlaufvermnÖgen

l. Vorräte

l. fertige Erzeugnisse und Waren
2. oeteistate Anzahlungen

11. Forderungen und aonatlge
Varm&gensgeganttanda

1. Forderungen aus Lieferungen
und Leistungen

2. »onatlge Forderungen und
Vermöflensgegenatände

ttl. Ka»»enb»afnd,
Guthaben bei Banken

C. Rechnungaabflrenzungaposfn

A. Elgankapltal

l. Stammkapital

188. 078. 00
75. 000, 00

59.244.866,86
5026.878,00
1.822.968.21

1.493. 133,00

2. 114.805,76

1.00
110.401. 198.00

263.078.00

69.702.651,83

110.401.199,00
180366. 928. 83

B.

c.

D.

II. Gewlnnrtlcklao»n
1. ossetzliche ROcktage
2, freie RCfcklage

llt. BIIanzgawlnn

unvrateuert» RücMagen
Inveatitionsfrelbeträge

Rücklaga zur beaondann Verwand

Rückstellungen
1, ROckstsllungenfürAbfertifluntien
2, sonstige Rückstellungen

1. 311701, 00
600.000.00

2. 006.399.17

2,023.845,48

222. 222. 00
9. 300. 000. 00

1. 911.701,00

4. 030. 244. 65

3.503. 029, 67

E. Veiblndllchktlfn
1. Vertiindlichkeiten gegenQber Bankan
2. Verbindlichkeiten aus der Dariehww-

gawährung von Nichtbanken
3. erhaltene Anzahlungen
4. Verbindlichkeiten au» Lie^erunoan

und Leistungen
S. sonstige Verbindlichkeiten

F. Rechnunoaabgrenzungapoaten

9.444.975,32

24. 978. 45

189.836.882W

2.222.220.00

9. 522.222.00
1. 348.959,22

498. 532, 00
1. 001. 587. 00

5503. 983. 69

152.336.908,41
408. 500. 00

2. 114.887.88
6. 254. 073, 40

13093.401.22
l

>t^
1.eS5.053,00 u

3250.000.00

1, 500119. 00

166.618.353,38

3. 689. 956. 00

189. 836. 882, 60
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Leibnitzerfeld

Wasservereorgungsgesellschaft mbH

Gewinn- und Veriustrechnung
für die Zeit vom 1. 1. bis 31. 10.1995

1. Umsatzeriöse
2. im An'. agevermögen berücksichtigte Eigenleistungen
3. sonstige betriebliche Erträge

a) Erträge aus dem Abgang vom Anlage-
vermögen mit Ausnahme der Finanzanlagen

b) Ertrage aus der Auflösung von Rückstellungen
c) übrige

4. Materialaufwand und Aufwendungen

für bezogene Leistungen
5. Personalaufwand

a) Löhne
b) Gehälter
c) Auf\wendungen für Abfertigungen
d) Aufwendungen für gesetzlich vprgeschrie-

bene Sozialabgaben sowie vom Entgelt ab-
hängige Abgaben und Pflichtbeiträge

e) sonstige Sozialaufwendungen

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstande und Sachanlagen

7. sonstige betriebliche Aufwendungen
a) Steuern
b) übrige

8. Betriebserfolg
(Zwischensumme aus Z 1 bis 7)

9. Zinsenerträge und ähnliche Erträge
10. Zinsen und ähnliche Aufvrendungen

11. Finanzerfolg
(Zwischensumme aus Z 9 bis 10)

12. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit = JahresüberschuB

13. Gewinnvortrag

BILANZGEWINN

15. 355. 113, 24
0, 00

22. 727, 27
0, 00

58. 718, 00

-1 779. 826, 16
-2. 912. 503, 11

0, 00

-1. 054. 198, 63
-90. 667, 33

-56. 298, 50
^1. 445. 868, 32

81.445, 27

^». 082. 558, 63

-5. 837. 195, 23

0, 00

^1. 502. 166, 82

1. 014. 637, 83

1. 647. 938, 63
-2. 334. 568, 49

-686. 629, 86

328. 007, 97
1. 020. 951, 25
1. 348. 959, 22

Leibnitz, am06. 12. 1995

Der Geschäftsführer

Ing.Walter Ultes e.h.



45

V. FESTSTELLUNGEN ZU EINZELNEN AKTIVITÄTEN DES Ges. mbH.

l. Aufsichtsrat und Generalversammlung

Nach den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages - als

Errichtungsdatum ist der 25. Oktober 1973 festzustellen

werden die Geschäfte der Gesellschaft sowie deren Ak-

tivitäten, im Innenverhältnis wie auch nach außen,

grundsätzlich von den Organen

- Generalversammlung (§ 10 des Gesellschaftsvertrages)

- Aufsichtsrat (§ 10 bzw. 12a nachträglich in den Ge

sellschaftsvertrag aufgenommen) und

- Geschäftsführer(n) (ebenfalls § 10 des

Gesellschaftsvertrages) besorgt.

Seit der Gründung der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH. wurden bis Ende 1995 insgesamt

50 außerordentliche Generalversammlungen und

42 ordentliche Generalversammlungen einberufen.

Der Aufsichtsrat der Ges. mbH. trat seit seiner Konsti-

tuierung im September 1987 bis Jahresende 1995 zu ins-

gesamt 39 Sitzungen zusammen.

Desweiteren sind Generalversammlung und Aufsichtsrat,

meist einmal pro Jahr, zu gemeinsamen Sitzungen zusam-

mengetreten.

Diese feststellbar hohe Anzahl von Sitzungen der Organe

der Gesellschaft (Aufsichtsrat und Generalversammlung

sind in den letzten Jahren durchschnittlich vier bis

sechsmal jährlich, vereinzelt auch häufiger zusammenge-
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treten) ist positiv zu bewerten und bringt für das Be-

triebsgeschehen des Unternehmens nach Ansicht des Lan-

desrechnungshofes insgesamt Vorteile:

Durch die relative Kurzfristigkeit der Sitzungstermi-

ne sind die Verantwortungsträger der Gesellschaft

aktuell informiert und können somit auch kurzfristig

in Entscheidungen eingreifen oder solche herbeifüh-

ren.

Aus den gleichen Gründen der Kurzfristigkeit sind die

Organe auch sehr umfangreich über alle wesentlichen

Betriebsabläufe und die Mehrzahl der Geschäftsfälle

informiert.

Entscheidungsfindungen können gründlich vorbereitet

und ausdiskutiert werden; ad hoc-Entscheidungen sind

somit weitestgehend vermeidbar.

Der große Kreis an Informationsträgern ist nahezu

ident mit dem der Entscheidungsträger; dadurch liegt

auch die Verantwortlichkeit, dem Gesellschaftsrecht

entsprechend, in vollem Umfang bei den Organen der

Gesellschaft.

Letztendlich gibt auch das kollektive Entscheiden al-

ler Organe der Gesellschaft wesentlich weniger Gele-

genheit und Angriffsflächen für Fehlentscheidungen

und Mißstimmung unter den einzelnen Verantwortungs-

trägem. Mehrmals jährlich stattfindende Generalver-

Sammlungen oder Aufsichtsratssitzungen bringen mehr

Informationsstand und größere Aktualität als Mitglie-

derversamnlungen von Verbanden oder Genossenschaften,

die nur einmal jährlich abgehalten werden.
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Aus der stichprobenweise vorgenommenen Einsicht in die

vorgelegten Sitzungsprotokolle (ab 1991) sind folgende

Schwerpunkte zu behandelten Themen erkennbar:

Aufsicht5rat:

. Anträge zur Änderung bzw. Ergänzung der Geschäftsord-

nung (hinsichtlich Aufsichtsrat, Geschäftsführer

u. a. r". ) .

. Beratung und Erarbeitung diverser Verträge mit Ge-
schaftspartnern

Z. B. Lieferverträge mit dem WV-GSO
Lieferverträge zur Wasserversorgung neuer Abnehmerge-
meinden

Erarbeitung von Konzepten zum Abbau der Kreditrück-
stände beim UWWF u. a. m.

. Ermittlung der Kostenverteilung und der Kostenträger

bei neuen Projekten

. Personalentscheidungen

. Kontaktpflege mit den Abnehmergemeinden

wobei die Schwerpunkte Haftungserklärungen mit UWWF,

Kostenübernahme von gemeinsamen Anlagen, Kosten der

sogenannten "Studie" u. a. m. festzustellen waren

. Ermittlung der sogenannten Bereitstellungspreise, der

Wasserpreise, u. a. m.

. Gewinnverwendung, Bildung von Gewinnrücklagen, vor

allem das Problem der Gemeinnützigkeit

. Programmerstellung für Investitionen

u. a. m.

Die Generalversammlung hat sich in ihren Sitzungen

grundsätzlich und vorwiegend mit den vom Aufsichtsrat



aufbereiteten und zur Beschlußfassung vorgeschlagenen
Themen befaßt.

Als von wirtschaftlicher Bedeutung sind bei diesen Ent-

Scheidungen vor allem:

. die Genehmigung der Rechnungsabschlüsse der einzelnen

Wirtschaftsjahre

. die Festlegung der zu verrechnenden Wasserpreise

. die Fes-clegung der Bereitsteilungspreise

. die Festlegungen hinsichtlich zukünftiger Bau- und

Investitionsprogramme

zu werten.

Auf folgende Entscheidungen der Gesellschafterorgane
bzw. deren Folgen ist näher einzugehen:

2. Ermittlung des Wasserpreises - Wasserpreis-

kalkulation

Der "Kaufmann" Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH. ermittelt alljährlich den an seine Kunden wei-

terzuverrechnenden Wasserpreis mittels Kalkulation. Mit

der Erstellung dieser Kalkulation, die ausschließlich

nach kaufmännischen Gesichtspunkten vorgenommen wird,

wird jeweils ein Wirtschaftsprüfer beauftragt.

Kalkulationsgrundlagen sind alljährlich die Jahresab-

Schlüsse der Gesellschaft sowie sämtliche relevanten

Aufzeichnungen und Bücher des Rechnungswesens.

Erläuternde Auskünfte werden vom Geschäftsführer und

den zuständigen Sachbearbeitern erteilt.
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Bei der Ermittlung des Wasserpreises ist der Wirt-

schaftsprüfer von folgenden Sachverhalten ausgegangen:

- Zwei unterschiedliche Versorgungsbereiche

- Direkte zurechenbare Aufwendungen bzw.

- umgelegte Aufwendungen

Bereitstellungspreise

- Wasserabgabemenge

- Leitungsverluste

Die folgende auszugsweise und beispielhafte Wiedergabe

einer Wasserpreis-Kalkulation kann sehr anschaulich die

wirtschaftliche Situation des Unternehmens wiederge-

ben. Die Einzelergebnisse der Berechnungen sind als

durchaus brauchbare Betriebskennziffern zu werten.

Als Beispiel wurde die Kalkulation für 1996 gewählt,

die Berechnungsbasis wurde dem Rechnungswesen 1994 ent-

nommen.

Der Versorgungsbereich der Leibnitzerfeld-Wasserver-

sorgungs-Ges. mbH., ist, wie vorhin angeführt, zweige-

teilt.

Dem sogenannten Altversorgungsbereich gehören die Ge-

meindegebiete der Stadt Leibnitz, von Kaindorf, Wagna,

Tillmitsch, Gralla und teilweise Seggauberg an.

Der zweite Versorgungsberich umfaßt die übrigen Abneh-

mergemeinden sowie einzelne sogenannte Großabnehmer.

Bei der durchgeführten Kalkulation wurden die direkt

zurechenbaren Aufwendungen dem Altversorgungsbereich

zugeordnet und sämtliche verbleibenden Aufwendungen im
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Verhältnis der Wasserförderung sowohl auf den Altver-

sorgungsbereich wie auch auf die Großabnehmer und die

übrigen Gemeindebereiche umgelegt.

Kalkulationselemente waren darüberhinaus Erhöhungen der

Kosten, sowohl im Personalaufwandsbereich, wie auch in-

flationsbedingte Kostensteigerungen und potentielles

Kosteneinsparungspotential.

In den Erläuterungen merkt der Wirtschaftsprüfer an,

daß er, in Übereinstimmung mit der im Gesellschaftsver-

trag festgeschriebenen Gemeinnützigkeit der Gesell-

schaft, die Abschreibungen der Wirtschaftsgüter von den

seinerzeitigen Anschaffungs- und Herstellungskosten und

nicht von den Wiederbeschaffungskosten angesetzt hat.

Desweiteren wurden in die Kalkulation keine Eigenkapi-

talzinsen aufgenommen.

Als Aufteilungsschlüssel der aufzuteilenden Aufwendun-

gen dient die geförderte Wassermenge, wobei Leitungs-

Verluste Berücksichtigung finden.

Die Leitungsverluste werden im wesentlichen auf Zähler-

differenzen, Hydrantenentnahmen, Leitungsspülungen so-

wie Reinigungen von Hochbehältern zurückgeführt. Auf-

grund der technischen Gegebenheiten wurden von diesen

Leitungsverlusten 80 % dem Altversorgungsbereich und

20 % den übrigen Gemeinden und Großabnehmern zugeord-
net.
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Der Aufteilungsschlüssel, zwischen dem Altversorgungs-

bereich und den sonstigen Gemeinden und Großabnehmern

ergibt sich somit aus den Kalkulationselementen

"Wasserabgabemenge und Leitungsverluste".

Der Wasserpreiskalkulation für 1996 wurden die Ergeb-

nisse des Geschäftsjahres 1994 wie folgt zugrundege-
legt:

Geschäftsjahr 1994

Altversorgungs- sonstige Ge-
bereich meinden und

Gr oß abne hme r

Gesamt

Wasserabgabe

Leitungsverluste

gesamte Wasser-
förderung

d. s. % (gerundet)

809.

190.

999.

49

540

123

663

s

l,

l,

009.

47.

056.

51

242

531

773

»

l,

2,

818. 782

237. 654

056. 436

100 t

Ein weiteres Kalkulationselement sind die sogenannten

Bezugsgrößen. Der Ermittlung des Wasserpreises wurden

die adaptierten Wasserabgabemengen - adaptiert um die

gewährten Wassermengenrabatte zugrundegelegt:

Geschäftsjalir 1994

Wasserabgabe

abzüglich -
Rabatte

Bezugsgröße

TVltver-

sorgungs-
bereich

809. 540

-16. 163

793. 377

sonstige
Gemeinden

und Groß-
abnehme r

1, 009. 242

-532

1, 008. 710

Gesamt

1, 818. 782

-16. 695

1, 602. 087
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Die eigentliche Wasserpreiskalkulation basiert, wie auf

der nachfolgenden Darstellung ersichtlich ist, auf den

in Schillingwerten ausgedrückten direkt zurechenbaren

Aufwendungen, den aufzuteilenden Aufwendungen sowie den

Erlöselementen Zählermiete, Bereitstellungspreise und
Nebenerlöse.

Auch diese Kostenelemente sind dem Rechnungswesen für

das Geschäftsjahr 1994 entnommen.
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KaUculation für 1996:

Altversorgungsbereich sonstige Gemeinden Gesamt
und Großabnehmer

direkt zurechen-

bare Aufwendunge S 2, 811. 441,-

aufzuteilende

Aufwendungen

Gesamtauf-
wendunaen

S^ 10, 260. 487,-
(49 »)

S 13. 071. 928,-

abzüglich
durch Zählermieten

gedeckte Auf-
Wendungen -S
Bereitstel-

lungspreise
Nebenerlöse

zu verrechnende

Gesamtauf-

Wendungen

ßezugsgröße

Wasserprels

748. 744,-

0,-
S 2, 781. 179,-

(49»)

S 9, 542. 005,-

793. 377 m'

S 12, 00/n'

0,-

S 10, 679. 281,-
(si%y

S 10, 679. 281,-

-s 32. 784,-

. S 1, 200. 000,-

. S 2, 894. 696,-
(51%)

S 6, 551. 801,-

1. 008. 710 m3

S 6, 50/m'

S 2, 811. 441,-

S 20, 939. 768,
(100»|

S 23, 751. 209,-

-s 781. 528,-

. S 1, 200. 000,
Ä_ 5, 675. 875,

(100t)

S 16, 093. 806,

1. 802. 087,

Das Ergebnis dieser Kalkulation ist, wie aufgrund der

oa. Darstellung ersichtlich ist, der Wasserpreis.

Für das Jahr 1996 wurde demnach der Wasserpreis im Alt-

versorgungsbereich mit S 12, --/pro m3, für die Großab-

nehmer und die sonstigen Gemeinden mit S 6, 50/pro m3

kalkuliert.

Um diesen enormen Unterschied erklärlich zu machen, er-

scheint es notwendig auf ein Kalkulationselement, näm-

lich den sogenannten Bereitstellungspreis näher einzu-

gehen.
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3. Bereitstellungspreis

Auf Beschluß ihrer Organe - Aufsichtsrat und General-

versamnlung - verrechnet die Leibnitzerfeld-Wasserver-

sorgungs-Ges. mbH. an ihre Abnehmergemeinden (außerhalb

des Altversorgungsbereiches) und Großabnehmer den soge-

nannten Wasserbereitstellungspreis. Dieser Bereitstel-

lungsprejs igt dem Grunde nach ein fixer Bestandteil

des Wasserpreises und dient im ganzen Preissystem zur

Abdeckung der Fixkosten.

Kostenelemente dieses Bereitstellungspreises sind:

- Miete für Brunnenanlagen im Besitz der Stadtgemeinde

Leibnitz

- Errichtungskostenanteile für die eigenen Brunnenan-

lagen der Ges. mbH.

- Energiekosten

- Wartungskosten der Anlagen

- Instandhaltungskosten der Anlagen

- Anteilige der Kosten der Zentrale (Werkstätte,

Zentralgebaude, Fuhrpark).

Die Berechnung des Bereitstellungspreises erfolgt aus

der -Summe der Jahreskosten im Verhältnis zur bereitge-

stellten Wassermenge, vervielfacht um die Liter pro Se-

künde.

Die Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. ist auf

der Grundlage von Wasserrechtsbescheiden verpflichtet,

den von ihr versorgten Abnehmergemeinden den Bezug über
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eine bestimmte Wassermenge zu garantieren. Das Versor-

gungsunternehmen hat demnach die Verpflichtung, jeder-

zeit, auch in verbrauchsintensiven Perioden, die von

den Gemeinden erwünschte Spitzenabdeckung zu gewährlei-

sten. Für das Versorgungsunternehmen bedeutet dies, daß

die zentralen Anlagen und die Versorgungsleitungen auf

das Maß des Spitzenbedarfes auszurichten sind.

In wirtschaftlicher Hinsicht wird durch die Vorschrei-

bung des Bereitstellungspreises gewährleistet, daß auch

bei sinkendem bzw. bei witterungsbedingt rückläufigem

Wasserverbrauch mit dem kalkulierten Wasserpreis das

Auslangen gefunden werden kann und größere Preisschwan-

kungen vermieden werden können.

Mit einer Ausnahme (Gemeinde Empersdorf) wird der vor-

geschriebene Bereitstellungspreis von allen Abnehmerge-

meinden und Großabnehmern entrichtet.

4. "Wasserpreis - Wasserzins"

In der Folge werden Feststellungen zur Differenzierung

der Begriffes "Wasserpreis", der als kaufmännisches

Element des Versorgungsunternehmens zu werten ist und

dem 'Begriff "Wasserzins", der als Gebühr von einem

Hoheitsträger zur Vorschreibung gelangt, getroffen.

Die stichprobenweise Prüfung der Sitzungsprotokolle

der Organe Aufsichtsrat und Generalversammlung der

Ges. mbH. gibt Anlaß dafür, auf offensichtlich immer

noch vorhandene Definitionsschwierigkeiten beim Umgang
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mit den obengenannten Begriffen durch die Verantwor-

tungsträger der Ges. mbH. einerseits und die Gremien der

Gesellschaftergemeinde Stadt Leibnitz andererseits,
hinzuweisen.

Konkreter Anhaltspunkt für das offensichtliche Bestehen

von Auffassungs- und Definitionsschwierigkeiten sind

zum Beispiel Art und Umstand, wie im Jahre 1994 der

Wasserpreis für die Endabnehmer im sogenannten

"Altversorgungsbereich" festgesetzt wurde.

Nach einer sorgfältigen, nach kaufmännischen Gesichts-

punkten vorgenommenen Wasserpreiskalkulation, mit deren

Erstellung ein Wirtschaftsprüfer beauftragt wurde, ha-

ben die Organe der Ges. mbH., Aufsichtsrat und General-

Versammlung, Mitte 1994, Beschlüsse über den von ihrem

Unternehmen zu verrechnenden Wasserpreis im Altversor-

gungsbereich gefaßt.

Dieser Wasserpreis wurde mit S 12, 18 festgesetzt und

beinhaltete eine Kostendeckung laut Kalkulation von

S 11, 80, die darüberhinausgehende Preiskomponente soll-

te einer bescheidenen Gewinn- bzw. Eigenkapitalbildung
dienen.

Mit dieser Wasserpreisfestsetzung hatte die

"Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. " in ihrer

Eigenschaft als eigenständiger und eigenverantwortli-

eher Kaufmann eine wirtschaftliche Entscheidung getrof-

fen, die grundsätzlich nur von ihr zu treffen war.



Die folgende Vorgangsweise der Organe der Ges. mbH. er-

scheint daher nicht verständlich.

In der gemeinsamen Sitzung von Aufsichtsrat und Gene-

ralversammlung vom 22. Juli wurde beschlossen, daß Er-

gebnis der Wasserpreisermittlung der Ges. mbH. dem Ge-

meinderat der Stadt Leibnitz "vorzulegen" .

Der Gemeinderat der Stadt Leibnitz faßte daraufhin ei-

nen Mehrheitsbeschluß (ÖVP-Fraktion) , wonach die Leib-

nitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges.mbH. verhalten wurde,

im Versorgungsbereich der Stadt Leibnitz auf den ko-

stendeckenden Wasserpreis (S 11, 80) zurückzugehen und

diesen den Endabnehmern vorzuschreiben.

Anzuführen ist hiezu, daß die Leibnitzerfeld-

Wasserversorgungs-Ges. mbH. seit Beginn 1994 für alle

Endverbraucher des sogenannten Altversorgungsbereiches

(Leibnitz, Wagna, Gralla, Seggauberg etc. ) die

"Wasserabrechnungen" im eigenen Namen durchführt

(Beilage 3). Die Endabnehmer im Altversorgungsbereich

treten daher zivilrechtlich mit der Leibnitzerfeld-

Wasserversorgungs-Ges. mbH. in Rechtsbeziehung und nicht

mit der Stadt Leibnitz.

Aufgrund dieser Sachverhalte ist zusammenfassend fol-

gendes festzustellen:

Wie im Zuge des mündlichen Prüfungsverfahrens festzu-

stellen war, hatte der Gemeinderat der Stadt Leibnitz

gemäß § 40 Gemeindeordnung bzw. gemäß dem Steiermär-



kischen Wasserleitungsgesetz 1971 bereits ab dem Jah-

re 1977 eine Wasserleitungsordnung beschlossen. Zudem

wurde von der Stadtgemeinde Leibnitz im Jahre 1988

eine Gebührenordnung erlassen, der zufolge von der

Stadt Leibnitz sowohl ein Wasserzins wie auch An-

schlußgebühren, Zählergebühren, etc. erhoben werden

können (Beilage 4).

Da ein Delegieren von "Gebühren" von einer Gebiets-

körperschaft an einen Kaufmann rechtlich zumindest

ungesichert erscheint, ist die derzeit gängige Praxis

der Verrechnung des Wasserpreises im sogenannten Alt-

versorgungsbereich der Stadt Leibnitz zivilrechtlich

bedenklich.

Der Landesrechnungshof schlägt daher vor, die Verrech-

nung des WasserpreiSes ehestmöglich in rechtlich klarer

Form durchzuführen.

. Der Landesrechnungshof wiederholt seine schon im Zuge

der Prüfung aus 1991/92 getroffenen Feststellungen,

wonach die Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH.

als Kapitalgesellschaft, als Vollkaufmann und juri-

stische Person mit völlig eigenständiger Rechtsper-

sönlichkeit ausgestattet ist. Als Körperschaft des

privaten Rechts ist sie - völlig losgelöst von ihren

Mitgliedern und Gesellschaftern - selbständig hand-

lungs- und entscheidungsfähig.

Sie ist ein selbständiger Träger von Rechten und

Pflichten und besitzt zudem eigenständige Parteifä-

higkeit.
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Die entscheidungstragende Befassung von Gremien eines

Gesellschafters - GR der Stadt Leibnitz - mit Be-

Schlüssen und Festlegungen der Organe der Gesell-

schaft, erscheint daher weder handelsrechtlich noch

zivilrechtlich gesichert.

Problematisch erscheinen Entscheidungen, wie sie vom

Gemeinderat der Stadt Leibnitz getroffen wurden vor al-

lern dann, wenn sie in die wirtschaftlichen Belange -

Minderung der Einnahmen durch zu niedrige Verkaufsprei-

se - eines außenstehenden Dritten, den selbständigen

Kaufmann Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. ein-

greifen. Problematisch erscheint aber auch der Umstand,

daß sich dieser Dritte, der selbständige Kaufmann die-

sem "Eingriff" nicht widersetzt.
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5. Feststellungen zur Diskussion einer allfälligen

Fusion mit dem Wasserverband Grenzland-Südost

Wertet man die in den diversen Sitzungsprotokollen

festgehaltenen Diskussionspunkte als Beurteilungsmaß-

stab für die Aktivitäten von Gesellschafterorganen, so

ist bei der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH.

eine etwas stärkere Befassunq mit dem Thema "Fusion"

festzustellen, als dies beim potentiellen Partner, dem

Wasserverband Grenzland-Südost der Fall war.

Neben der geographischen Nähe sind diese beiden Wasser-

versorgungsunternehmungen schon traditionell, aus hi-

storischem Wachstum und durch enge betriebliche und

wirtschaftliche Kontakte, näher miteinander verbunden.

Solange der Wasserverband Grenzland-Südost in seiner

"Eigenproduktion" von Trinkwasser nur auf bescheidene

Erschließungen zurückgreifen konnte, die nicht einmal

die Leitungsverluste zu decken vermochten, mußte nahezu

der gesamte, zum Verkauf gelangende Wassereinsatz, von

Leibnitz bezogen werden.

Diese Abhängigkeit und Zusammenarbeit fand beim Wasser-

verband GSO sogar in dessen Satzungen ihren Nieder-

schlag und konnte erst durch die vorzeitige Lösung ei-

nes mit Leibnitz abgeschlossenen Liefervertrages (20

1/sec. ) Ende 1991 gelockert werden.

Auch bei der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH.

muß, wie beim WVGSO festgehalten werden, daß die
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"Fusion" keine feste Zielsetzung der Gesellschaft war

und es in der Jetztzeit nicht mehr ist.

Vielmehr war ein etwaiger Zusammenschluß ein von den

Vertretern der Österreichischen Kommunalkredit-AG in

diverse Sanierungsdiskussionen eingebrachter Gedanke.

Mit beiden Versorgungsunternehmen war der Förderungsge-
ber OKK-AG durch gleichartige Themenstellungen wie Z. B.

Kreditabschichtungen, Nachlaß von Verzugszinsen etc.,

in Verbindung. Beide hatten, wenn auch zeitlich unter-

schiedlich, wirtschaftliche Probleme zu lösen.

Die Organe der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH. befaßten sich mit der Idee einer etwaigen Ver-

größerung ihres Unternehmens offensichtlich auch des-

halb etwa näher, weil es ihrem Unternehmen in den letz-

ten Jahren doch gelungen war, die seinerzeit merkbar

negative wirtschaftliche Situation deutlich zu verbes-

sern.

Zudem wurde in der Möglichkeit, die reichlich vorhan-

denen Wasserförderreserven in einem erweiterten Unter-

nehmen günstig absetzen zu können, als große Chance der

wirtschaftlichen Sicherstellung bezeichnet.

Anders als beim WV-GSO, aus dessen zur Prüfung vorge-
legten Unterlagen keine nähere Befassung der zuständi-

gen Gremien (Vorstandssitzung, Mitgliederversammlung)

mit diesem Thema erkennbar war, hat sich der Aufsichts-

rat der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. mehr-

mals damit befaßt.
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Besonders dem Protokoll der 35. Aufsichtsratssitzung
vom 19. Dezember 1994 ist in einem, über fünf Seiten

Mitschrift führenden Tagesordnungspunkt des Geschäfts-

führers mit dem Titel "Bericht des Geschäftsführers

über die zukünftige Entwicklung LFWV und WV-Grenzland-

Südost Zustimmung über die weitere Vorgangsweise" eine

äußerst intensive Diskussion zu diesem Thema zu entneh-

men.

Dieser hier zitierte Bericht des Geschäftsführers ent-

hält u. a. folgende bemerkenswerte Aussagen:

.... Es gibt Bestrebungen In der Wasserversorgung, daß
große Unternehmungen (wie Z. B. Stadtwerke Graz) eine
Ausweitung der Wasserversorgung anstreben und ist diese
Entwicklung auf den Beitritt Österreichs zur EU zurück-
zufuhren.

Im Josef-Krainer-Ha-as wurde ein Symposium über die The-
matik "Wasserversorgung Im eu. ropä-i-sehen Raum" abgehal-
ten. Es wurde im Rahmen dieser Veranstaltung darge-
stellt, daß mit dem Element "Wasser" in Zukunft sparsa-
raer umgegangen werden muß und wird das "Wasser" in Zu-
kunft einen gewaltigen wirtschaftlichen Faktor darstel-
-len.

Jn weiterer Folge wird ausgeführt, daß am 9. Novem-
ber 1994 von Herrn Gen. Dir. Dr. Prasaner die Einladung zu
einem Besprechungstermln in Wien erfolgte. Bei diesem
Gesp-räch wurde dargelegt, wie man dem Wasserverband
Grenz-Zand-Südost HilfestelJ. ung leisten könnte. . . . .

... Be-L der Besprechung in Wien, bei welcher die Vertre-
ter des WVB Grenzland Südost anwesend waren, hat sich
herauskristall-isiert, daß Herr Gen. Dir. Dr. Praimner den
Vorschlag unterbreitet, daß die Leibnltzerfeld Fuslons-
Verhandlungen mit dem WVB Grenzland Südost führen
soll.....
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.... da die Ojberste Förderbehörde die Meinung vertritt
Aier e-ine Fusion der beiden Unternehmungen anzustreben,
hätte die Leibnitzerfeld die Möglichkeit, für die Ge-
me-tnden -im süd- und südostste-ir. iscAen Raum eigenständig
zu ag-ieren. . .

Der WVB Grenzland Südost ist durch Investltionstätig-
keiten in finanzielle Schwierigkeiten geraten und zwar
verfügt der Verband über wenig eigene Wasservorkommen
und muß daher den Großteil an Wasser zukaufen, wobei In
e-inze-lnen Gemeinden kein Anschlußzwang herrscht. . . .

Die Überlegung ist nun, daß im Falle einer Ober-
nähme eine vernünftige Gesellschaftsform gewählt werden
muß und in keinem Fall ein Risiko oder eine Kostenbela-

stung -für die bestehende Gesellschaft erfolgen darf.

Eine mögliche Lösung wäre, die Aufnahme des Verbandes,
d. h. die Verbandsgemelnden müßten Gesellschaftsanteile
erkaufen.

Die Verbandsgemeinden uiüssen beim WVB Grenzlanä Südost
Mitgliedsbeiträge bezahlen und wäre ein fünffacher Jah-

reswert der Mitgliedsbeiträge ein vernünftiger Kapl-
talanteil je Gemeinde als Gesellschaftsanteil (in Sumne
rd. ÖS 20 Mio. ).
Es wäre jedoch unbedingt zu beachten, daß die Mehrheit
der bisherigen Hauptgesellschafter gewährleistet
bleibt, d. h. um die Kapitalverhältnlsse richtig darzu-
steilen, müßte von der Stadtgemelnde Leibnitz auch eine
Kapitalerhöhung erfolgen....

. . . Es wäre die große Chance, hier eine Gesellschaft
aufzubauen ohne wesentliches Rls-iko, welche in ca. 10
Jähren auf gesunden Beinen steht.

Bezüglich der zusätzlich benötigten Wassermenge führt
der Geschäftsführer aus, daß eine Konsensmenge von
250 1/sec vorhanden ist und ein durchschnittlicher

Jahresverbrauch von 53 1/sec gegeben ist, d. h. die
Quantität aber auch die Qualität stellt für die Leib-
nitzerfeld kein Problem dar.. . .

..... Der Geschäftsführer verweist darauf, daß In der
heutigen Sitzung über diese Thematik keine Entscheidung
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fallen wird, sondern lediglich eine Meinungsäußerung
des Aufsichtsrates, d. h. eine Zustlmsung zur Verhand-
lungsaufnähme durch den Geschäftsführer mit dem WVB
Grenzland Südost...

... Der Aufsichtsrat erteilt d-ie einstimmj. ge Empfehlung
an die Generalversaimnlung, den Geschäftsführer mit dem
entsprecAenden Pouvoir auszustatten, um mit dem WVB
Grenzland Südost in Verhand]. ungen betreffend einer all-
fälligen Zusaimnenschlleßung einzutreten.... "

Aufgrund der in einzelnen Schriftstücken, vor allem

aber in diesem hier vorliegenden Aufsichtsratprotokoll

wiedergegebenen Aussagen sind zum Thema Fusion folgende

Schlüsse zu ziehen:

. Aufgrund der in den letzten Wirtschaftsjahren fest-

stellbaren Gesundung war offensichtlich vor allem

seitens der Geschäftsführung die grundsätzliche Be-

reitschaft gewachsen, im immer mehr an Bedeutung ge-

winnenden Bereich der "Wasserversorgung" sowohl wirt-

schaftlich wie auch geographisch zu expandieren.

. Wie aus einzelnen Protokollpunkten ersichtlich ist,

sollten derartige Expansionen möglichst risikoarm ab-

gewickelt werden.

. Aufgrund der offensichtlich von selten der ÖKK-AG

kommenden Anregungen, war die grundsätzliche Befas-

sung mit dem Gedanken an eine Fusion mit dem Wasser-

verband GSO für die Gesellschaft in Leibnitz zumin-

dest zur Diskussionsreife gewachsen.

. Eine tiefergreifende Befassung bis in einzelne Ge-

sellschaftsorgane wie dies hier beim Aufsichtsrat

feststellbar ist, ist aber nur einseitig, nämlich
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beim Leibnitzer Versorgungsunternehmen dokumen-

tiert.

Beim potentiellen Partner WVGSO waren nur einzelne Kon-

taktgespräche und hier wiederum nur solche von einzel-

nen Verantwortungsträgern (Geschäftsführer, Obmann) mit

mehreren Fusionsinteressenten (Stewag, Grazer Stadtwer-

ke AG, Leibnitzerfeld-Ges. mbH) flüchtig dokumentiert.

So sehr das hier vorliegende Diskussionsprotokoll

auch ins Detail gehende Fragenkomplexe wie

Gesellschaftsform => Ges. mbH

Hauptgesellschafter => muß Stadt Leibnitz bleiben

Mitgliedsbeitrage

Wasserressourcen

Konsensmengen etc.

widerspiegelt, muß doch festgehalten werden, daß es

sich hiebei ausschließlich um eine einseitige und nur

in einem Gremium der Gesellschaft stattgehabte infor-

mative Meinungswiedergabe, ohne realistische wirt-

schaftliche Konsequenz handelt.

Als Resümee ist festzustellen, dies dürfte auch in

der nicht allzugroßen Bereitschaft des WV-GSO sich

mit der Leibnitzerfeld Ges. mbH. zu fusionieren gele-

gen sein, daß es zu keinerlei weiteren Verhandlungen

gekomnen ist und auch sonst keinerlei Maßnahmen ge-

setzt wurden, die auf eine allfällige Fusion hinzie-

len würden.
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Zumindest in naheliegenden Zeiträumen ist somit eine

Fusion Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. und

Wasserverband Grenzland-Südost kein beachtenswertes

Thema.
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ZUSAMMENFASSUNG

Der Landesrechnungshof hat stichprobenweise die

Gebarung der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH.

geprüft.

Der Prüfungsauftrag wurde aufgrund eines Antrages von

21 Abgeordneten der Sozialdemokratischen Landtagsfrak-

tion erteilt. Dieser Antrag hatte die Zielsetzung, ge-

maß § 26 Abs. 2 Z. 2 LRH-VG sowohl die Leibnitzerfeld-

Wasserversorgungs-Ges. mbH. wie auch den Wasserverband

Grenzland-Südost - vor deren allfälligen Fusion - einer

Gebarungsprüfung zu unterziehen.

Die Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. hat mit

der Erklärung vom 12. Oktober 1994 der Gebarungskon-

trolle durch den Landesrechnungshof im Sinne des § 6

LRH-VG zugestimmt, womit die erforderlichen Vorausset-

Zungen, dem oa. Antrag zu entsprechen, erfüllt waren.

Anzuführen ist, daß diese beiden Wasserversorgungsun-

ternehmungen jeweils getrennt einer Gebarungsprüfung

durch den Landesrechnungshof unterzogen wurden.

Im Zuge der Gebarungsprüfung beim Wasserverband Grenz-

land-Südost konnten keine nennenswerte Vorbereitungs-

handlangen, die auf eine baldige Fusion hinweisen wür-

den, erkannt werden. Dementgegen konnten bei der Leib-

nitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. doch einige Akti-

vitäten von Gesellschafterorganen festgestellt werden,

denen zufolge sich dieses Unternehmen sehr wohl
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serverband Grenzland-Südost befaßt hatte.

Aus den einzelnen Sitzungsprotokollen des Aufsichts-

rates wie auch aus niederschriftlich festgehaltenen Be-

richten des Geschäftsführers ist schlüssig abzuleiten,

daß sich die Leibnitzerfeld-Ges . mbH., vor allem Ende

1994, sehr wohl mit dem Gedanken, eine etwaige Vergrö-

ßerung ihres Unternehmens durch den Zusammenschluß mit

ihrem Hauptabnehmer an Trinkwasser, dem WV-GSO anzu-

streben, auseinandersetzte.

Die grundlegende Idee für einen etwaigen Zusammenschluß

der beiden Wasserversorgungsunternehmen wurde von Ver-

tretern der Österreichischen Kommunalkredit-AG. gebo-

ren, welche den Zusammenschluß in Sanierungsdiskussio-

nen für den in wirtschaftliche Schwierigkeiten gerate-

nen Wasserverband Grenzland-Südost eingebracht hatten.

Die Organe der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-

Ges. mbH. befaßten sich mit der Möglichkeit einer Ver-

größerung offensichtlich auch deshalb näher, weil es

ihrem Unternehmen gelungen war, vor einigen Jahren sehr

wohl noch latente wirtschaftliche Probleme zu meistern.

Der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. war es in

den . letzten Jahren gelungen, die wirtschaftliche Situa-

tion wesentlich zu verbessern.

Zudem wurde in der Möglichkeit die reichlich vorhande-

nen Wasserressourcen in einem erweiterten Unternehmen

absetzen zu können, als große Chance der wirtschaftli-

chen Sicherstellung angesehen.
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Nach den, vor allem Ende 1994 und auch Anfang 1995

feststellbaren Ambitionen für eine Fusion ist in letz-

ter Zeit, vor allem ab Mitte 1995, keine weitere tie-

fergreifende Befassung der einzelnen Gesellschaftsor-

gane mit diesem Thema festzustellen. Dies dürfte wohl

auch auf die nicht sehr große Bereitschaft des Wasser-

verbandes Grenzland-Südost, sich mit der Leibnitzer-

feld-Ges. mbH. zu fusionieren, zurückzuführen sein.

Als Resümee ist somit festzuhalten, daß es im Prüfungs-

Zeitraum zu keinerlei weiteren Verhandlungen gekommen

ist und auch ansonsten keine Maßnahmen gesetzt wurden,

die auf eine baldige Fusion hinzielen würden.

Nach Ansicht des Landesrechnungshofes ist somit in

nächster Zeit die Diskussion um eine Fusion Leibnitzer-

NV-Ges. mbH. und WV-GSO kein beachtenswertes Thema.

Die Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH. war be-

reits zweimal Gegenstand von Prüfungshandlungen durch

den Landesrechnungshof. In betriebswirtschaftlicher

Hinsicht ist vor allem auf den Bericht GZ. LRH 17 L 1-

1991/5 hinzuweisen, in welchem ausführlich und umfang-

reich zu wesentlichen betriebswirtschaftlichen und ge-

selLschaftsrechtlichen Fragen welche das Unternehmen

betreffen, Stellung genommen wurde.

Der Landesrechnungshof hat in diesem Bericht aus

1991/92 eine Reihe von Verbesserungsvorschlägen er-

stellt. Im Zuge der nunmehrigen Prüfung wurde ein be-

sonderes Augenmerk auf die Reaktionen des Unternehmens
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auf die seinerzeitig erfolgten Vorschläge gelegt und

ist im gegenständlichen Bericht darauf näher eingegan-

gen worden.

Der Landesrechnungshof hat in der gegenständlichen Ge-

barungsprüfung vor allem zu den Themenkreisen

. Kapitalausstattung und Liquiditätssituation der

Ges. mbH.,

. Kapitalaufstockung durch die Gesellschaftergemeinden,

. permanente Unterdeckung des Stammkapitals,

. Problematik mit der im Gesellschaftsvertrag veranker-

ten Gemeinnützigkeit,

. tatsächliche und versuchte Einflußnahme durch politi-

sehe Institutionen aus dem Bereich der Gesellschaf-

tergemeinden auf dem Geschäftsbetrieb

Stellung genommen. .

Zur Frage der Kapitalaufstockung ist festzustellen, daß

sich die Gesellschafterorgane verstärkt auf die schon

seinerzeitigen Vorschläge des Landesrechnungshofes ein-

gestellt haben.

Wie aus den vorgelegten Sitzungsprotokollen hervorgeht,

stellen Aufsichtsrat und Generalversammlung wiederholt

fest, daß das Unternehmen zumindest seit 1990 permanent

unter einer zu geringen Kapitalausstattung leidet.

Diese Feststellungen der Organe werden auch durch die

bei Pflichtprüfungen des Wirtschaftsprüfers getroffenen

Aussagen unterstützt.

Nach Ansicht des Landesrechnungshofes läßt sich die

Forderung nach einer ausreichenden Kapitalausstattung
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beim vorliegenden Unternehmen, u. a. mit folgenden Argu-

menten begründen;

Der Gesellschaftsvertrag des Unternehmens hat in § 7

die Fragen des Stammkapitals zum Inhalt. Hier ist ver-

traglich verankert, daß die Finanzierung von Anlagen

zur Gewinnung, Speicherung und den Transport des Was-

sers durch die Verwendung von sogenannten Eigenmitteln

zu erfolgen hat.

Der im Gesellschaftsvertrag angesprochene anteilige

Einsatz von Eigenmitteln erscheint mehrfach problema-

tisch.

Zum einen können "Eigenmittel" - ein Begriff der be-

triebswirtschaftlich nicht definiert ist - nur dann ge-

bildet werden, wenn Gewinne erzielt werden;

oder, wenn durch die Gesellschafter Kapitalaufstockun-

gen vorgenommen werden.

Das Erwirtschaften von Gewinnen, eine Zielsetzung die

im Wirtschaftsleben für eine Kapitalgesellschaft eine

grundsätzliche Selbstverständlichkeit darstellen soll-

te, wird im vorliegenden Fall durch den im Gesell-

schaftsvertrag verankerten Gemeinnützigkeitsstatus der

Ges. mbH. erschwert.

Auf die Widersprüchlichkeit der Begriffe "Kapital-

gesellschaft" einerseits und "Gemeinnützigkeit" ande-

rerseits und die damit verbundene Problematik wird im

Bericht näher eingegangen.
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Weiters sind im vorliegenden Bericht konkrete Vorschlä-

ge für die praktische Durchführung der notwendigen Ka-

pitalaufstockung durch die Gesellschafter enthalten

(Kapitel III) .

Die wirtschaftliche Situation des geprüften Unterneh-

mens ist, auf der Grundlage der vorgelegten Rechnungs-

abschlüsse - im Vergleich zum seinerseitigen Prüfungs-

und Beobachtungszeitraum - insgesamt als positiv zu be-

zeichnen.

Die Gewinn- und Verlustrechnungen bzw. die Bilanzen der

Jahre 1993 und 1994 (wie auch der Status für Jänner bis

Oktober 1995) weisen erstmals Gewinne aus. Das

"Eigenkapital" - als kummulierte Summe von Stammkapi-

tal, Gewinnrücklage, übrige Rücklagen und Bilanzgewinn

zeigt steigende 'Tendenz, das Fremdkapital fallende

Tendenz.

Nach Ansicht des Landesrechnungshofes ist bei dieser

insgesamt positiven Entwicklung festzustellen und dar-

auf zu achten, daß bei der hier vorliegenden langfri-

stigen Kapitalbindung nur bedingt von einer echten Ver-

besserung der Liquiditätssituation des Unternehmens ge-

sprachen werden kann.

Der Mangel an kurzfristig verfügbarem, einsetzbarem Ka-

pital läßt die geforderte Kapitalaufstockung weiterhin

geboten erscheinen.
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An der Schlußbesprechung vom 9. Mai 1996 haben teilge'

nommen:

Das zuständige Regierungsmitglied:

Landesrat Erich Pöltl

von seinem Büro: OÄR Heinrich Glettler

von der Leibnitzerfeld-Wasserversorgungs-Ges. mbH.:

Ing. Walter Ultes
(Geschäftsführer)

Manfred Hölzl

(Auf sichtsratsvor sitzender)

Dipl. -Ing. Günther Gaymeier
(Aufsichtsrat)

Frau Mag. Christine Koller
(Sprecherin der Generalver-
Sammlung für 1996)

Dipl. -Ing. Harald Antal
(Generalversammlung)

Ing. Karl Altenburger
(Generalversammlung)

von der Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion
Fachabteilung IIIb:

WHR Dipl. -Ing. Dr. Roger
Senarclens de Grancy

OBR Dipl. -Ing. Helmut Fetsch
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vom Landesrechnungshof:

Landesrechnungshofdirekter
HR Dr. Günther Grollitsch

Landesrechnungshofdirekter s t v
WHR Dr. Hans Leikauf

Reg. Rat Horst Lehner

Graz, am 9. Mai 1996

Der Landesrgchnungshofdirektor'^

(Dr. Grollitsch


